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Angehörigen, Freunden 
und Freundinnen 
politischer Gefangener 
in der BRD 


Rede von Mumia Abu-Jamal 
vom 4. Mai an der Kent State 
Universität 


Das wahre 
Wesen des 
Staates 


Als ich angefragt wurde, eini- 
ge Worte zu schreiben über 
das Massaker an der Kent Sta- 
te Universität am 4. Mai 1970, 
füllte sich mein inneres Auge 
wie ein Eimer unter einem 
leckenden Waschbecken. Jedes Wort ein 
Tropfen, nicht Wasser, sondern Blut. Jeder 
Tropfen ein runder schillernder Spiegel, der 
in eine rote Schüssel plumpst und überläuft. 
Jeder Tropfen ist ein glänzender Ort, der in 
einem Wort eine ganze Welt verbindet. My 
Lai. Kent State. Hiroshima. Philadelphia. 
Tulsa. Jackson State. Rosewood. Haymar- 
ket Square. Waco. Wounded Knee. Sand 
Creek. Fort Pillow. Attica. 

Wie jeder weiß, der die Geschichte stu- 
diert, könnte diese Liste endlos erweitert 
werden, weil Massaker ein Bestandteil des 
amerikanischen Unternehmens sind. Was 
diese blutigen Meilensteine in der Ge- 
schichte, und der relativ neuen Geschichte 
des 20.Jahrhunderts, könnte ich hinzufü- 
gen, uns lehren, ist die Allgegenwärtigkeit 
von Staatsgewalt und auch dass die staat- 
lichen Akteure ganz offen Taten begehen, 
die, wenn sie woanders geschehen würden, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ge- 


nannt werden könnten. 

Wie lange waren die ausgebil- 
deten Mörder von Kent State im 
Gefängnis? Wie war es mit den 
ausgebildeten Mördern von 
Jackson State? Ich meine, sie be- 
kamen die gleiche Haftstrafe wie 
die Bombardierer des MOVE-Hau- 
ses in Philadelphia, die gleiche wie 
die bestens ausgebildeten Mörder 
: von Waco und im Endeffekt die 
. gleiche wie die Mörder Amadou 
Diallos und die blutrünstige Mör- 
der von Attica. Nichts, keine 
Haftstrafe, weil dies für das Sy- 
stem keine Straftaten waren. Kent 
State zeigt, dass eine sogenannte freie Ge- 
sellschaft Studenten abschlachtet, die ihr 
angeblich von der Verfassung garantiertes 
Recht, für Frieden zu demonstrieren wahr- 
nehmen, und ihre Mörder dafür belohnt, 
und dies auch noch ganz offen. 

Die Leidenschaft, die über eine Viertel 
Million Menschen auf die Straßen gegen 
den Krieg in Vietnam trieben, ist in den letz- 
ten 30 Jahren abgekühlt. Aber für viele, die 
Armen, die radikal Andersdenkenden, die 
Gefangenen und zunehmend die schwarz- 
en Jugendlichen, findet der Krieg im eige- 
nen Land statt. Kent State war wirklich ein 
scheußlicher und blutiger Meilenstein, aber 
wie Amadou Diallo zeigt, das vom Staat 
vergossenen Blut fließt immer noch. Es 
zeigt uns auch die sehr realen Grenzen des 
Gesetzes auf. Wenn der Staat selber Strafta- 
ten begeht, denn schreien alle diese furch- 
terregende Beispiele aus dem Leichenhaus 
der Geschichte zu uns. Und keiner dieser 
blutrünstigen vorsätzlichen Massenmörder 
verbrachte auch nur eine einzige Stunde im 
Gefängnis. 

Was sagt das über das Wesen der Dinge? 
Ist es nicht so, dass die vier Jugendlichen 
in Kent State liquidiert wurden (Bild), weil 
sie ihre von der Verfassung garantierten 
Rechte in Anspruch nahmen? Was sagt das 
über das wahre Wesen des Staates? Von 
Amerika? Der Verfassung? My Lai. Kent 
State. Hiroshima. Philadelphia. Tulsa. 
Jackson State. Rosewood. Haymarket 
Square. Waco. Wounded Knee. Sand Creek. 
Fort Pillow. Attica. Ortsnamen für Massen- 
morde. Blutstropfen, die in einen riesigen 
blutigen Eimer fallen: einen Eimer namens 
Amerika. 

Ona Move! Long Live John Africa! 

From death row, this is Mumia Abu-Jamal. 
(SPG) 

Weiter zu Mumia: Seite 2f. 


Hungerstreik in der Abschie- 
behaft Berlin-Köpenick 


Hungerstreik wird 
Gefüngnisalltag 


Isolierstation für Protestierende im 
Köpenicker Knast überfüllt 


Hungerstreiks, die es in den vergangenen 
Jahren vereinzelt und relativ selten in den 
Berliner Abschiebegefängnissen gab, sind 
jetzt eine ständige Begleiterscheinung des 
Gefängnisalltags. Während der wochenlan- 
gen Essensverweigerung mehrerer Ukraine- 
rinnen in der Abschiebehaftanstalt Krupp- 
straße (Berlin-Moabit) war die Isolierstation 
in der Abschiebehaftanstalt Grünauer Straße 
(Berlin-Köpenick) für Hungerstreikende, die 
im zweiten Stock des Hauses 2 in diesem 
Männergefängnis eingerichtet ist, ständig 
überfüllt. Gegenwärtig sind dort 14 Häftlin- 
ge aus Russland, zwei Palästinenser, ein Al- 
gerier und ein Afrikaner untergebracht. 

Sie erklären, dass sie entschlossen sind, 
den Hungerstreik, wenn es sein muss, bis 


Fluchtursachen, 
Staatlicher Rassismus 
WIDERSTAND 


Zahlreiche Berichte auf den Seiten 
6 folgende a 


zum Tod weiterzuführen. Sie fordern ihre so- 
fortige Freilassung und sehen ihre manch- 
mal monatelange Inhaftierung nur wegen 
fehlender Aufenthaltsgenehmigung als 
schreiendes Unrecht an. Ein Afrikaner und 
ein Russe sind seit mehr als 11 Monaten hin- 
ter Gittern. Mehrere auf der Isolierstation 
nehmen seit zwei oder drei Wochen, ein 
Palästinenser aus dem Libanon seit dem 11. 
März keine feste Nahrung zu sich. Fast alle 


Protestierenden haben zwischen zehn und seite 6 
zwanzig Kilo abgenommen. Der Polizeiärzt- #7 


Verleihungsfeier 
in Antioch 
ein großer Erfolg 


Von C. Clark Kissinger 


Bei der Feier unter freiem Himmel waren 
alle 1000 Sitzplätze besetzt, Hunderte von 
anderen Studenten mit Freunden und Fa- 
milien mussten stehen bzw. saßen auf der 
Notausgangstreppe des Gebäudes hinterm 
Podium. Die Treppe war mit Mumia-Fah- 
nen geschmückt, die den Studenten von der 
Hawaii-Ortsgruppe von Refuse &t Resist ge- 
schickt worden waren. 150 Meter entfernt 
standen ein paar hundert mürrische Ge- 
gendemonstranten. 

Seit Wochen versuchten verschiedene 
Bullenorganisationen, die Universität An- 
tiochs unter Druck zu setzen, die Einladung 
an Mumia als Ehrenredner zurückzuneh- 
men. Aber die Studenten und die Leitung 
der Universität blieben standhaft, Hunder- 
te von Einwohnern Yellow Springs unter- 
stützten die Universität und stellten sich als 
Ordner zur Verfügung. 

Ein paar Nächte vorher stopfte die fa- 
schistische „National Alliance“ die Brief- 
kästen in Yellow Springs mit rassistischer 
Propaganda voll. Michael Smerconish, Mo- 
derator eines Radio-Talk-Show von Phila- 
delphia und ehemaliger Gehilfe des ver- 
storbenen rassistischen Bürgermeisters 
Frank Rizzo, sendete von einem provisori- 
schen Studio in einer nahe gelegenen Bar. 
Und Maureen Faulkner wurde bei den lo- 
kalen Medien vorstellig. 

Da Mumias geplante Rede für einen öf- 
fentlichen Diskurs gesorgt hatte, bot die 


Rede von Mumia für die 


Graduierten-Feier an der 
Antioch-Universität 


„Hat ein einzelner 
Mensch eine Auswir- 
kung auf die Welt ?" 


Meine Glückwünsche an alle heute hier An- 
wesenden. An die graduierenden Studenten, 
an die Lehrer, die auf ihre Studenten stolz sind, 
an die Universitätsleitung, die sich über die 
Erfolge der Professoren erfreuen, an die El- 
tern, die heimlich hoffen, dass dies der An- 
fang der finanziellen Unabhängigkeit ihrer 
Kinder und das Ende ihrer Rechnungen sei, 
an-alle an dieser außergewöhnlichen Univer- 
sität Antioch. 

Ich danke Ihnen allen für Ihre freundliche 
Einladung und hoffe, dass Ihnen diese Worte 
würdig und von Bedeutung sind. Ich habe mir 
lange Gedanken gemacht über die von Ihnen 
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Antioch-Universität beiden Parteien ihre 
Räumlichkeiten für eine Debatte mit einem 
neutralen Moderator an. Die FOP, Maure- 
en, Smerconish, Lynn Abrahams und Dan 
Flynn lehnten es ab zu debattieren. 
Während die Stühle der FOPler unbesetzt 
blieben, erläuterten einige Stunden vor der 
Feier Rosemari Mealy, Clark Kissinger, 
Mark Taylor und Pam Africa in einem über- 
füllten Saal die Argumente für ein neues 
Verfahren für Mumia. 

Da Mumia nicht anwesend sein konnte, 
baten die Studenten die Autorin Leslie Fein- 
berg, eine Rede zu halten. Leslies Rede gab 
dem breitgefächerten Publikum einen aus- 
gezeichnete Einblick in den Fall Mumia. 

Als es endlich so weit war, sagte der Prä- 
sident Antiochs, dass diejenigen, die dage- 
gen seien, die Rede Mumias abzuspielen, 
aufstehen dürften und dem Podium den 
Rücken zeigen. Als die Kassette abgespielt 
wurde, taten dies 9 Menschen, und einer 
der graduierenden Studenten verließ die 
Zeremonie. Nachdem die Kassette zu Ende 
war, gab es von den über 1.000 Anwesen- 
den lange Applaus. 

Bis dahin waren die paar Hunderte Ge- 
gendemonstranten schon längst ver- 
schwunden. Einige der graduierende Stu- 
denten hielten eine Rede, u.a. der Student, 
der gegen die Abspielung der Rede Mumias 
war. Der Wunsch nach Gerechtigkeit für 
Mumia war aber so überwältigend, dass er 
es sich nicht getraute, Mumias Namen zu 
erwähnen, stattdessen forderte er eine Ge- 
denkminute für Daniel Faulkner. Dies ver- 
ursachte bei nicht wenigen im Publikum ei- 
nen Hustenanfall. 

Als die Absolventen aufs Podium gingen, 
um ihre Diplome überreicht zu bekommen, 
trug ein halbes Dutzend von ihnen Mumia- 
Aufkleber auf ihrer Kleidung. Ein weiteres 


gestellte Frage zur Auswirkung einer einzel- 
nen Person auf die Welt. Abgesehen davon, 
was dazu passen würde oder von Bedeutung 
wäre, werde ich die Frage mit einer Frage be- 
antworten, wen achten Sie? 

Selbstverständlich gibt es in jeder großen 
Studentenschaft, und ich hoffe, dass das auf 
dieses Semester zutrifft, eine ganze Band- 
breite von Ansichten, oder sollte es geben. 
Aber auf jeder Liste, wenn sie logisch ist, wird 
man die folgenden Namen finden: Nelson 
Mandela, Malcolm X, Ella Baker, and W.E.B. 
DuBois. 

Nur ein paar Leute, richtig? Was haben die- 
se Leute gemeinsam? Natürlich waren sie al- 
le Radikale oder Revolutionäre, aber das war 
nicht alles. Setze Paul Robeson dazu, hilft das? 
Wie wäre es mit Angela Y. Davis. Finige 
Scharfsinnige im Publikum werden wohl zu 
dem Schluss kommen, nun, sie sind alle Kom- 
munisten. Dicht dran, aber nicht ganz ge- 
troffen, weil weder Malcolm X noch Ella Baker 
traten meines Wissens in die Partei ein, und 
obwohl ich mir nicht sicher bin, denke ich 
nicht, dass Paul Robeson Mitglied der CPU- 
SA war. 


Mal obsiegte damit die Forderung der Ju- 
gendlichen nach Gerechtigkeit. 
(SPG) 


OTV sammelt für Mumia 


Wie uns mitgeteilt wurde, beschloss die 
ÖTV-Kreisdelegiertenkonferenz Hannover 
mit ca. 200 Delegierten am 27.03.00, das 
für die Konferenz ausgezahlte Tagegeld von 
15 DM zur Unterstützung der Kampagne 
gegen die drohende Todesstrafe von Mu- 
mia Abu-Jamal zu spenden. Insbesondere 
soll damit die im April stattfindende An- 
hörung unterstützt werden. Es wurden auf 
der Konferenz insgesamt 2443,- DM ge- 
sammelt. (aus LabourNet-germany 
www.labournet.de ) 


Gesehen in Hamburg im Schanzenviertel. 


Wenn Sie diese Menschen genauer ansehen, 
werden Sie feststellen, dass diese Menschen 
Klassensuizid begingen, dass sie die erlang- 
ten Klassenvorteile und die potentiellen Auf- 
stiegsmöglichkeiten ablehnten, um den am 
stärksten unterdrückten Schichten ihrer Ge- 
sellschaft Gehör zu verschaffen und sie zu un- 
terstützen. 

Dr. Nelson Mandela, studierte, um Anwalt 
zu werden, dann tritt er dem bewaffneten Flü- 
gel des African National Congress bei, um die 
afrikanische Befreiungsbewegung in Südafri- 
ka zu unterstützen. Hätte er es sich vorge- 
nommen, hätte Malcolm X mit seinem aus- 
geprägten Intellekt zweifellos jeden Beruf 
ausüben können - er entschied sich, für die 
Enteigneten der schwarzen Nation zu arbei- 
ten. Ella Baker, Schriftstellerin und Organisa- 
torin, arbeitet in der Bürgerrechtsbewegung 
und zur Aufhebung der sexuellen Ausbeu- 
tung von armen Frauen, die als Hausange- 
stellte arbeiteten. Dr. DuBois, trotz seines ad- 
ligen Verhaltens, war ein echter Radikaler und 
Umstürzler, der wegen seiner radikalen Mei- 
nungen von seinen Klassengenossen ständig 
verraten wurde. Er wurde aus der NAACP aus- 


Bildi 
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Solidaritätsveranstaltung 


für Mumia Abu-Jamal 
ın New York 


Ablehnung der Todes- 
strafe wächst 


Tausende versammelten sich am Sonntag 
Nachmittag im Madison Square Garden, wo 
sonst die „New York Knicks“ Basketball 
spielen und internationale Boxkämpfe 
stattfinden. Doch dieses Mal ging es um ei- 
ne Demonstration für ein neues Gerichts- 
verfahren für den Todeszellen-Insassen 
Mumia Abu-Jamal. Die Veranstaltung war 
der Auftakt zu einer US-weiten Aktions- 
woche, die am kommenden Sonntag in San 
Francisco, Chicago und Philadelphia mit 


> er 


geschlossen. Der Anwalt, Athlet und Schau- 
spieler, Paul Robeson, wurde in üblicher Wei- 
se wegen seiner Unterstützung für den So- 
zialismus verunglimpft und seine erfolgrei- 
che Karriere zerstört, wie DuBois vor ihm. Die 
US-Regierung beschlagnahmte illegalerweise 
und gegen die Verfassung den Reisepass Ro- 
besons wegen seiner antiimperialistischen 
Meinung. Angela Davis, wie sicherlich viele 
von Ihnen wissen, wurde von einem Ende des 
Landes bis zum anderen gejagt, festgenom- 
men, in Ketten gelegt, ins Gefängnis gesteckt 
und beinah zu einer lebenslänglichen 
Haftstrafe verurteilt wegen ihrer Unterstüt- 
zung für die schwarze Befreiungsbewegung. 

Wir achten diese Menschen, weil sie in kri- 
tischen Augenblicken in ihrem Leben auf der 
Seite der Unterdrückten standen, auf der Sei- 
te der Armen, der Arbeitenden oder derjeni- 
gen der Dritten Welt. Sie taten dies nicht, weil 
es populär war, ganz im Gegenteil, für viele 
dieser Menschen war es ziemlich gefährlich, 
sie wurden alle von der Regierung überwacht. 
Einige verloren ihren Lebensunterhalt, ande- 
re ihr Leben. Weil sie es für richtig hielten, 
traten sie den Bewegungen bei bzw. unter- 


Demonstrationen gegen Polizeiterror und 
Todesstrafen-Justiz beschlossen wird. 
Grund für die zeitlich gedrängten Aktivitä- 
ten ist die Einschätzung von Anwälten und 
Mumia-Solidaritätsgruppen, dass der zu- 
ständige Bundesrichter William Yohn noch 
diesen Monat den Termin für eine erste An- 
hörung festlegen könnte. (...) 

Wie auf Webseiten angekündigt, demon- 
strierten rund 150 Polizisten außer Dienst 
auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
gegen die „Anti-Polizei-Stimmung, nicht 
nur in New York City, sondern im ganzen 
Land“, wie ein Beamter sich ausdrückte. (...) 

Auf die extrem angespannte Situation 
wiesen Mumias Anwälte Len Weinglass und 
Dan Williams im seit Tagen ausverkauften 
Theater des berühmten Veranstaltungsorts 
hin. Eine gute Nachricht, so Weinglass, be- 
stehe allerdings darin, dass sich die Zu- 


stützen und/oder prägten sie. Sehen Sie sich 
diese an, denn sie sind die Antwort auf Ihre 
Frage. Hat ein einzelner Mensch eine Aus- 
wirkung auf die Welt? 

Dr. Mandela führte eine unterdrückte Nati- 
on vom Apartheid zu einer multikulturellen 
politischen Demokratie. Malcolm X inspirier- 
te die schwarze Nationalbewegung der 60er- 
Jahre. Ella Baker war eine Schlüsselorganisa- 
torin, die dem studentischen gewaltfreien Ko- 
ordinierungskomitee (SNCC) zu bestehen half. 
W.E.B. Dubois war Gründer der NAACP und 
führendes Mitglied der panafrikanischen Be- 
wegung. Die kulturellen und politischen Wir- 
kungen Paul Robesons auf Menschen in der 
ganzen Welt waren und sind immer noch 
außerordentlich. Und die Arbeit Angela Y. Da- 
vis verstärkte die schwarze Befreiungsbewe- 
gung und die Bewegung für Gefangenen- 
rechte der 70er Jahre. 

Haben diese Menschen was bewirkt? 

Sie haben das Konzept der Freiheit in den 
Köpfen von Millionen von Menschen erwei- 
tert. Obwohl sie außergewöhnliche Menschen 
sind und waren, arbeiteten sie mit Bewegun- 
gen, die wahrhaftig das Bewusstsein verän- 


Solidaritätsaktion beim Hamburger Hafengeburtstag 


stimmung zur Todesstrafe in der US-ame- 
rikanischen Öffentlichkeit dank der konti- 
nuierlichen politischen Arbeit vieler Men- 
schenrechtsaktivisten „auf einem 19-Jah- 
re-Tief“ befinde. Die Anti-Todesstrafenbe- 
wegung befinde sich im Aufschwung, so 
dass etwa der Gouverneur von Illinois, ein 
konservativer Republikaner, vor wenigen 
Monaten ein Moratorium verhängt habe. 
Diese Stimmung könne auch Mumia zugute 
kommen. 

Unterdessen mobilisieren die Solida- 
ritätsgruppen auch für den Tag, an dem Mu- 
mia Abu-Jamal vor dem Bundesgericht in 
Philadelphia persönlich im Gerichtssaal er- 
scheinen wird. „Tausende“, heißt es in den 
Aufrufen, würden dazu nach Pennsylvania 
reisen. 

Max Böhnel, New York, Aus: JungeWelt, 
9.5., gekürzt 


derten und wie wir die Welt sehen. Ihre Ge- 
schichte lehrt uns, was es heißt, die eigene 
Klasse zu verraten, unterstützungswürdige 
Bewegungen zu unterstützen und sich für die 
Unterdrückten einzusetzen. 

Sie haben bei dieser Verleihungsfeier in An- 
tioch die eigentlich eigenartige Möglichkeit, 
das alte Axiom zu beweisen, dass der Mensch 
für mehr als Fleisch geschaffen ist und dass 
das Leben aus mehr als Brot besteht. In einem 
Zeitalter, in dem alles, sogar das menschliche 
Gen, zur Ware wird, ist es nicht zu verleug- 
nen, dass wir alle materielle Wesen sind. Den- 
noch, sind wir nicht alle soziale Wesen? Wenn 
wir das sagen, dann müssen wir fragen, was 
schulden wir unserer Klasse? Was schulden 
wir der Menschheit? Was schulden wir dem 
Leben selbst? Denken Sie an die Geschichte 
derjenigen, die Sie achten. Zeigen Sie Ihre 
Achtung für sie, indem Sie zu ihnen werden. 
Indem Sie das tun, entstehen Bewegungen. 
Danke schön. On the move long live John Af- 
rica. 

Aus dem Todestrakt, dies ist 


Mumia Abu-Jamal 
(SPG) 
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FBI muss Millionen an 
Geronimo zahlen 


Der ehemalige „Black Panther“ Elmer „Ge- 
ronimo“ Pratt bekommt 4,5 Millionen 
Dollar (9,6 Mio. DM) Entschädigung dafür, 
dass er 25 Jahre lang zu Unrecht im Ge- 
fängnis saß. Die Stadt Los Angeles und die 
US-Bundespolizei FBI müssten die Summe 
aufbringen, berichtete die Los Angeles Ti- 
mes. Pratt, der sich heute Geronimo ji Ja- 
ga nennt, war in den 60er-Jahren einer der 
Köpfe der Schwarzenbewegung in den 
USA. Er wurde 1972 zu lebenslanger Haft 
verurteilt, weil er angeblich bei einem be- 
waffneten Raubüberfall eine Frau getötet 
hatte. Er selbst sagte aus, das FBI habe ihm 
die Tat angehängt. Das Urteil gegen den 
heute 53-Jährigen wurde 1977 aufgeho- 
ben. 


Albert „Nuh“ Washington 
ist tot 


Darf ich mich vorstellen? 
Wer bist du werde ich gefragt 
Wenn ich dir meinen Namen sage 
sagt das dir nur, wie ich genannt werde 
Ich hatte viele Namen 
Das sagt noch nichts aus 
Also wer oder was bin ich 
Für die Unterdrückten 
bin ich ein Engel der Befreiung 
Für die Unterdrücker 
bin ich ein Engel der Zerstörung 
Also wer bin ich? 
Es kommt darauf an wer du bist 
Albert Nuh Washington 


AmeriKKKa 


Der Black Panther und politische Gefange- 
ne Albert „Nuh“ Washington starb am 
28.4.2000. Albert „Nuh“ Washington wur- 
de 61 Jahre alt. Die Kampagne für seine 
Freilassung war erfolglos geblieben. 

Die US-Justiz verweigerte ihm den Tod 
in Freiheit. Albert „Nuh“ Washington starb 
an Krebs nach 29 Jahren Haft in der Haft. 
(So oder So Infodienst) 
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Rede auf der 1.-Mai-Demonstration in Berlin 


Schluss mit der Quälerei in 
den Gefüngnissen ! 


Dieser Redebeitrag wurde auf der 13-Uhr- 
Demo auf dem Oranienplatz in Berlin in 
Deutsch und Türkisch gehalten. Die De- 
monstration stand unter dem Motto „Frei- 
heit für Mumia Abu-Jamal, Freiheit für al- 
le politischen Gefangenen", mit einer star- 
ken Präsenz von Migrantinnen und Leuten 
aus der zweiten Generation. Vor diesem 
Beitrag fand eine Gedenkminute statt für 
alle, die in den Kämpfen um Befreiung ge- 
fallen sind. 


Guten Tag! Ich begrüße euch ganz herz- 
lich im Namen der Freunde und Freund- 
innen der Gefangenen aus der RAF, im Na- 
men ihrer Besucher. 

Dieses Jahrhundert hat so viele Revolu- 
tionen geboren wie nie zuvor. Die Reakti- 
on hat aber auch Opfer in bis dahin nicht 
gekanntem Ausmaß verursacht. 

Dieses Land, wo wir geboren sind oder 
wohin es uns verschlagen hat, hat dabei 
die blutigste Rolle gespielt. 

Innerhalb dreier Jahrzehnte in diesem 
Jahrhundert entfesselte Deutschland zwei 
Weltkriege, und es steht für die blutige Un- 
terdrückung der Arbeiterbewegung zwi- 
schen diesen Kriegen. 

Es steht für Guernica. 

Deutschland steht für Auschwitz. 

Es steht für die Verfolgung zehntausen- 
der Kommunisten in der BRD während der 
50er-Jahre, von denen viele ins Gefängnis 
kamen - ein fast unbekanntes Kapitel. 

Deutschland steht für Auschwitz. 

Während der 60er Jahre begann in der 
BRD immer stärker die Revolte gegen die 
reaktionäre Strömung, gegen Unter- 
drückung und gegen den Geist des Fa- 
schismus. 

Junge Frauen und Männer aus den Unis, 
den Fabriken, den Schulen und Fürsorge- 
anstalten forderten ein anderes Leben. 

Diese Revolte war Teil eines weltweiten 
Aufbruchs, der mit dem Kampf der Befrei- 
ungsbewegungen gegen den Kolonialis- 
mus verbunden war und mit dem Millio- 
nen von Menschen große Hoffnungen ver- 
banden. 

Dies umreißt einige der Wurzeln, aus de- 
nen sich die RAF gründete, um der Rebel- 
lion die Stärke von Strategie und Macht zu 
geben. 

Es folgten mehr als zwanzig Jahre des 
Kampfes dieser Organisation, bis wegen 
radikaler weltweiter Veränderungen An- 
fang der 90er-Jahre tiefgehende Neuori- 
entierungen notwendig geworden sind, 
um dem Kampf eine neue Gestalt zu ge- 
ben, eine Sache, die bis heute nicht getan 


ist. Wie nötig es wäre, hat uns der NATO- 
Krieg gegen Jugoslawien in aller Schärfe 
gezeigt. 

Überlebende der Kämpfe der siebziger 
und achtziger Jahre sind heute immernoch 
in den BRD-Gefängnissen. 

Nahezu alle Gefangenen aus der RAF 
sind inzwischen 14-21 Jahre ununterbro- 
chen inhaftiert. Alle sind in dieser Zeit den 
verschiedenen Formen von Sonderhaft 
ausgesetzt worden. Alle haben strengste 
Isolationshaft hinter sich, eine Form der 
Haft, die international als Folter geächtet 
ist, weil sie die psychische und physische 
Integrität der Gefangenen zerstört. 

Nach all dieser Zeit gibt es nur noch eins 
- sie müssen raus! Es muss Schluss sein 
mit der Quälerei in den Gefängnissen. 


Das heißt: 

Freiheit für Rolf Heissler! 

Freiheit für Rolf-Clemens Wagner! 
Freiheit für Brigitte Mohnhaupt! 
Freiheit für Christian Klar! 
Freiheit für Eva Haule! 

Freiheit für Birgit Hogefeld! 


Uns als BesucherInnen steht es auch bis 
zum Hals. 

Nach jedem Besuch der Gedanke, das 
muss der letzte gewesen sein. Was kann 
nach so viel Jahren, in dieser einzigen 
Stunde noch passieren an wirklich Leben- 
digem, Sinnlichem? 

Wir wollen sie draußen! 

Mehr als 25 Jahre steht die Angehöri- 
gengruppe an der Seite der Gefangenen. 
Die Mütter haben nicht aufgegeben, auch 
nicht in Zeiten wie diesen, wo alle eman- 
zipatorischen Errungenschaften auf den 
Misthaufen der Geschichte geschmissen 
werden sollen. 

Wir wissen: Der Kampf für die Freiheit 
der Gefangenen wird nicht leichter, seit- 
dem dieser Staat wieder offenen Krieg 
führt. Zumal die verantwortlichen Appa- 
rate nicht vergessen, dass die RAF an her- 
ausragender Stelle gegen den imperialisti- 
schen Krieg gekämpft hat. 


Wir rufen euch auf, uns in dieser Sache zu 
unterstützen: 

Für das Leben und die Freiheit der Gefan- 
genen aus der RAF 

Freiheit für alle politischen Gefangenen 
Beteiligt euch an den Aktionen Mumia am 
13. Mai! 


Lesung 


ee Meine) 


„Unser Wunsch nach politischer Veränderung wird allzu oft getrennt von den Sehnsüch- _ 
| ten und Leidenschaften, die im alltäglichen Leben soviel Zeit und Kraft verschlingen. : 
Besonders das Reich der Phantasie wird oft als etwas vom Politischen völlig Isoliertes 
_ angesehen. (...) Die geteilte Erfahrung von „Sehnsucht“ eröffnet die Möglichkeit einer 
. gemeinsamen Basis, auf der all diese Unterschiede zusammentreffen und sich verbün- 
den. Daher schien es mir angemessen, diese Sehnsucht auszusprechen.“ (Bell Hooks) 


| das weite suchen 


die letzten sechs gefangenen aus der raf müssen raus. 


 bedingungslos 


Wir lesen Texte, die uns wichtig sind, Texte von Sehnsucht, Widerstand, Erfahrungen 


im Knast und Identitätssuche. 


| Lesung am Sonntag, den 28. Mai 2000, um 16.00 Uhr 
ı mit Kaffee und Kuchen in der Roten Flora, Hamburg 


1. Mai in Berlin 
Wieso war der 1. Mai 
ein AHA-Erlebnis? 


junge Welt sprach mit Ulrich 
Klinggräff 


Der Berliner Rechtsanwalt Ullrich Kling- 
gräff vertritt Clemens G., der nach der so- 
genannten Revolutionären-1.-Mai-De- 
monstration von vermummten Zivilbeam- 
ten zusammengeschlagen wurde und bis 
heute in Untersuchungshaft sitzt. 


Ihr Mandant gehörte am 1.Mai zu den 
Teilnehmern der Revolutionären-1.-Mai- 
Demonstration. Was geschah nach Ende 
der Demo? 

Mein Mandant ist in den späten Abend- 


stunden des 1. Mai festgenommen worden. 
Ihm wird der Vorwurf eines schweren 
Landfriedensbruchs gemacht. Er befindet 
sich derzeit in der Untersuchungshaftan- 
stalt Moabit. Das besonders Dramatische 
an diesem Fall ist die Art und Form seiner 
Festnahme. Er ist in der Nähe der U-Bahn- 
Station Görlitzer Bahnhof von Zivilbeam- 
ten festgenommen worden. Er wurde in ein 
Zivilfahrzeug verbracht, und dann erzählt 
mein Mandant folgendes: Mit diesem Zi- 
vilfahrzeug ist er etwa fünf Minuten ge- 
fahren. Das Fahrtziel konnte er nicht er- 
kennen, weil er die ganze Zeit den Kopf 
gesenkt halten musste. Dann kam man an 
einen etwas verlassenen Ort. Dort wurde 
er mehrere Minuten lang zusammenge- 
schlagen. Diese Prügelorgie wurde beglei- 
tet von Sprüchen wie „Das ist erst der An- 
fang, danach geht’s weiter Mann gegen 
Mann, wir sind zwölf.“ Es wurden Sätze 
gesprochen wie „Wir brechen Dir gleich 
die Knie, danach kannst Du nicht mehr lau- 


fen“. Als mein Mandant, relativ am An- 
fang, noch halbwegs fit war, sagte er: „Das 
ist also euer Verständnis vom AHA-Kon- 
zept“ (Taktik der Polizei zur Deeskalation, 
d. Red.). Daraufhin kam die Antwort sei- 
tens der Polizeibeamten: „Du wirst gleich 
Dein AHA-Erlebnis haben.“ Interessant ist 
auch, dass einige der Beamten vermummt 
gewesen sind. Man hat ihn nach dem Akt 
der Folter zur Erstbehandlung zur Feuer- 
wehrwache in der Wiener Straße verbracht 
und von dort aus weiter zum Bereit- 
schaftsgericht am Tempelhofer Damm. 

F: Welche Verletzungen hat Clemens von 
dieser Attacke davongetragen? 

Das ganze Gesicht ist übersät mit Verlet- 
zungen, insbesondere Schürfwunden, die 
er davongetragen hat. Er hat überall Hä- 
matome, beide Augen sind angeschwollen. 
Glücklicherweise hat er keine bleibenden 
oder sehr ernsthaften Verletzungen da- 
vongetragen, es bewegt sich so im Bereich 
oberflächliche Verletzungen, die natürlich 
sehr schmerzhaft sind. 

F: Handelt es sich um einen Einzelfall oder 
sind Ihnen noch mehr Fälle bekannt ge- 
worden, die sich am 1. Mai ereignet ha- 
ben? 

In dieser besonderen Dramatik ist es nach 
meiner Erkenntnis ein Einzelfall. Als ich 
aber am 2.Mai, bei der Vorführung vor dem 
Haftrichter war, hat man sehr viele Leute 
gesehen, die sichtbare Verletzungen im 
Gesicht davongetragen haben. Allerdings 
ist mir kein Fall bekannt, der so drastische 
Ausmaße angenommen hat wie der mei- 
nes Mandanten. 

F: Letztes Jahr gab es Übergriffe auf Jour- 
nalisten, und danach wurden viele Anzei- 
gen gegen Polizisten gestellt. Die sind un- 
terdessen im Sande verlaufen. Sehen Sie 
jetzt eine Chance, die Zivilbeamten zur Ver- 
antwortung zu ziehen? 

Das ist natürlich immer so eine besondere 
Problematik. Wir werden auf jeden Fall 
Strafanzeige erstatten. Erstes Problem ist 
bei Polizeibeamten grundsätzlich die Iden- 
tifizierung und Namhaftmachung. Hier 
gibt es noch die besondere Problematik, 
dass die eingesetzten Zivilbeamten ver- 
mummt gewesen sind. Ich hoffe trotzdem, 
dass wir allein auf Grund der vielen Zeu- 
gen, die es für die unmittelbare Festnah- 
me meines Mandanten gab, vielleicht doch 
einen Erfolg erringen können. 

F: Inwieweit können Sie zu Ihrem Man- 
danten Kontakt halten? 

Ich bin als Verteidiger von Clemens be- 
vollmächtigt. Insofern habe ich auch kei- 
ne Probleme, ihn in der Untersuchungs- 
haftanstalt besuchen zu können. Wir ha- 
ben - das ist unser nächstes Verteidi- 
gungsziel - einen Antrag auf Haftprüfung 
gestellt. Da geht es dann allein um die Fra- 
ge, ob er von der Untersuchungshaft ver- 
schont wird oder nicht. 
Interview: Rainer Duncker 
Aus: junge Welt, 09.05.2000 


Hungerstreik wird Gefängnisalltag 
Fortsetzung von S. 1 


liche Dienst beschränkt sich darauf, täglich 
ihr Gewicht festzustellen. 

Ein hungerstreikender Russe versuchte am 
Freitag einen Suizid, indem er sich die Puls- 
adern aufschnitt. 

In einem sehr kritischen Zustand befindet 
sich ein Algerier, seit 25 Tagen im Hunger- 
streik. Vor seiner Flucht aus seinem Land war 
er durch einen Granatsplitter am Bein ver- 
letzt worden. Der Splitter befand sich immer 
noch in seinem Bein, das angeschwollen war 
und blau anlief. Vom Polizeiärztlichen 
Dienst wurde ihm erklärt, die Gewahrsams- 
behörde (= der Polizeipräsident des Landes 
Berlin) verfüge nicht über die finanziellen 
Mittel, um ihn durch einen Eingriff von dem 
Splitter zu befreien. 

Der anwaltlich nicht vertretene Algerier 
versuchte darauf am Freitag in seiner Ver- 
zweiflung, den Splitter selbst herauszuope- 
rieren. Schwer verletzt musste er in ein Kran- 
kenhaus eingeliefert werden. 

Es gibt noch weitere Verzweiflungsakte im 
Abschiebegefängnis in der Grünauer Straße. 
Mitte April steckte ein Häftling im Haus 2 
die Decke in seiner Zelle in Brand. Er woll- 
te damit auf die Willkür seiner Inhaftierung 
aufmerksam machen. Das Feuer konnte von 
den anderen Zelleninsassen und den her- 
beigerufenen Beamten gelöscht werden. Al- 
len Bewohnern dieser Zelle wurde drei Tage 
lang der tägliche Hofgang verweigert. 
Berlin, 9. Mai 2000 
Nachfragen bitte an: 

FLÜCHTLINGSRAT BERLIN 

Fennstr. 31, D-12439 Berlin 

Tel. 030-6317873, FAX 030-6361198 
E-mail: fluechtlingsrat@snafu.de 


Anmerkungen G.C. 

In Berlin ist die Zahl der regelmäßig belegten Haft- 
plätze für wegen fehlender bzw. abgelaufener Auf- 
enthaltsgenehmigung bzw. Pässe festgehaltene 
Nichtdeutsche von ca. 50 (Mitte der 80erJahre) über 
ca. 150 (Anfang der 90erJahre) auf 700 (Frühjahr 
2000) gestiegen. 

Die Mehrzahl der inhaftierten Ausländer ist nicht 
anwaltlich vertreten. Die Betroffenen sind der Will- 
kür von Polizei und Ausländerbehörde bei der Fest- 
setzung ihrer Haft zumeist hilflos ausgeliefert, eben- 
so ggf. unmenschlicher Behandlung in der Haft und 
unterlassener Hilfeleistung durch den polizeiärztli- 
chen Dienst. In der Haftanstalt wird für die über 400 
inhaftierten zwar einmal wöchentlich einen halben 
Tag eine Beratungssprechstunde vom Republikani- 
schen Anwaltsverein angeboten. Die anwaltliche 
Vertretung in den erforderlichen, juristisch zumeist 
hochkomplizierten Verfahren bei Behörden und Ge- 
richten kann diese Beratung naturgemäß in keiner 
Weise ersetzen. Die für die Haftprüfung zuständigen 
Amtsgerichte haben ohnehin nur sehr einge- 
schränkte Kompetenzen, sie sind weitgehend an die 
Feststellungen der Ausländerbehörden gebunden. 
Ggf. muss der Betroffene daher weitere Verfahren 
beim Verwaltungsgericht einleiten und entspre- 
chende schriftliche Anträge bei Ausländer- und Asy- 


lbehörden stellen. Noch weitere schriftliche Anträge 
bei Behörden sowie Gerichtsverfahren wären etwa 
im Falle verweigerter medizinischer Versorgung er- 
forderlich. Da trotz Mittellosigkeit Prozesskostenhil- 
fe von den Gerichten in der Praxis regelmäßig ver- 
weigert wird, ist eine anwaltliche Vertretung nur 
möglich, wenn die Betroffenen Geld für Vorschus- 
szahlungen an einen Anwalt zur Verfügung haben. 

Es wird Zeit, dass sich die Bundesregierung ent- 
sprechend der Koalitionsvereinbarung endlich mit 
dem Skandal Abschiebehaft befasst, anstatt die In- 
haftierung immer größerer Gruppen von Ausländern 
zum zentralen Bestandteil ihrer Ausländerpolitik zu 
machen. 


Berlin 


Soja Schatz nach 61 
Tagen im Hunger- 
Streik aus der Ab- 
schiebehaft entlassen 


PEvom 20.4. Ohne weitere Angabe von 
Gründen wurde Soja Schatz gestern am 
späten Abend „aus der Abschiebehaft und 
aus dem Haftkrankenhaus” (Entlassungs- 
zettel) entlassen. Völlig entkräftet aber mit 
großer Erleichterung kam sie sofort in ein 
Berliner Krankenhaus und wurde dort um- 
gehend mit Infusionen behandelt. 


Wettlauf mit der Zeit 


Nachdem es Soja Schatz in den letzten Ta- 
gen zunehmend schlechter ging und es im- 
mer mehr Hinweise darauf gab, dass die ver- 
antwortlichen Ärzte im Haftkrankenhaus 
und auch die politisch Verantwortlichen auf 
das Eintreten der Bewusstlosigkeit warteten, 
liefen die Bemühungen um die Freilassung 
von Seiten der UnterstützerInnen, der 
Rechtsanwältin und medizinischen Berate- 
rInnen auf Hochtouren. 

Noch gestern Vormittag war Hartwig Ber- 
ger (migrationspolitischer Sprecher der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im Abge- 
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ordnetenhaus) im Haftkrankenhaus und be- 
zeichnete es als „Akt großer Unmenschlich- 
keit, diese Frau seit nunmehr sechs Mona- 
ten hinter Gitter zu sperren“. Für heute hat- 
te Carsten Hübner (menschenrechtspoliti- 
scher Sprecher der PDS-Bundestagsfraktion 
und Obmann im Bundestagsausschuss für 
Menschenrechte und humanitäre Hilfe) sei- 
nen Besuch angekündigt. Auch Ralph Gior- 
dano hatte abermals in persönlichen Brie- 
fen an Innensenator Werthebach und Bür- 
germeister Diepgen dringend die Freilassung 
der beiden noch in Haft befindlichen Frau- 
en gefordert. Zeitgleich versuchte eine Grup- 
pe von Unterstützerlnnen ein Gespräch mit 
Innensenator Werthebach zu erwirken und 
entrollte ein Transparent am Eingang der Se- 
natsverwaltung für Inneres. Gestern Abend 
um 17 Uhr fand die erste von täglich ge- 
planten Kundgebungen zur Freilassung von 
Soja Schatz und Lyudmyla Orlova direkt vor 
dem Haftkrankenhaus statt. 

Soja Schatz hatte in einem derbisher läng- 
sten Hungerstreiks, die in Berliner Abschie- 
begefängnissen stattfanden, unter Einsatz 
ihrer Gesundheit und ihres Lebens für ihre 
Freilassung gekämpft. Nachdem sie ihren 
Protest am 19. Februar begonnen hatte, 
schlossen sich ihr einige Tage später weite- 
re vier gefangene Frauen an. Als sich die 
Frauen am 5. März bei der Antirassistischen 
Initiative meldeten und um Unterstützung 
baten, hatten alle fünf Frauen keine Rechts- 
beistände. Das ist keine Ausnahme, sondern 
die Regel, denn Menschen in Abschiebehaft 
können sich aufgrund ihrer Armut keine 
Rechtsbeistände leisten. Die Frauen saßen 
alle seit Monaten in Abschiebehaft ohne er- 
kennbare Chance auf Entlassung. Der rich- 
terliche Beschluss für die Begründung der 
Haft: keine gültigen Papiere für dieses Land 
zu besitzen. 


Das Leben — eine Frage der Labor- 
werte? 


Nachdem bei Soja Schatz noch bis zum 11. 
April kontinuierlich deutlich erniedrigte Ka- 
liumwerte (gemessen im Öffentlichen Kran- 
kenhaus Moabit) festgestellt wurden, wur- 
den am folgenden Tag im JVA-Haftkran- 
kenhaus Werte im „Normalbereich“ gemes- 


sen. Vor allem auch diese „normalen“ Wer- 
te veranlassten die Haftärzte noch bis ge- 
stern, Soja Schatz für haft- und reisefähig 
zu halten. Die jüngsten gemessenen Kali- 
umwerte - heute nacht in einem öffentlichen 
Krankenhaus gemessen - wurden wieder als 
deutlich zu niedrig bewertet. Damit wird der 
von Fachärztinnen geäußerte Verdacht auf 
das Vorliegen von technischen Messfehlern 
im Haftkrankenhaus offensichtlich. Kalium- 
Mangel kann zu schweren und plötzlichen 
Herzrhythmusstörungen führen und somit 
lebensgefährlich werden. 


Von ursprünglich fünf hungerstrei- 
kenden Frauen sind vier entlassen 


LYUDMYLA ORLOVA (22 Jahre alt), befin- 
det sich heute noch im Abschiebegefängnis 
Kruppstraße. Psychisch und körperlich am 
Ende, versuchte sie vor einer Woche, ihren 
Hungerstreik nach 48 Tagen abzubrechen. 
Schon die Aufnahme von Obstsäften nach 
wochenlangem Wasserverzehr verursachte 
ihr schwerste Magen-Darm-Probleme. An- 
statt sie wenigstens jetztin ein Krankenhaus 
zubringen, in dem sie kontrolliert und vor- 
sichtig aufgebaut werden könnte, bleibt sie 
sich selbst überlassen. Auch die während des 
Hungerstreiks häufigen Blutkontrollen hör- 
ten schlagartig auf. Lyudmyla O. leidet wei- 
terhin unter starken Nieren- und Kopf- 
schmerzen. Obwohl die Haftärzte der Krupp- 
straße ihr auf ihre Bitten hin eine Schonkost 
zugesagt haben, bekommt sie diese nur spo- 
radisch. Stattdessen allerdings regelmäßig: 
ein Psychophar- 
makon. 
ANASTASIA 
POLJAKOVA (19 
Jahre alt) nach 
29 Tagen Hun- 
gerstreik am 22. 
März aus ge- 
sundheitlichen 
und formalen : 
Gründen entlas- 
sen. | 
NATALJA BA- 
ZARJA (33 Jah- 


‚ Zum zweiten Mal 
innerhalb weni- 
- ger Wochen fan- 
t den in Hamburg 
- am 3.-5. Mai un- 
\ ter Beteiligung 
„ vieler afrikani- 
Er scher Flüchtlinge 
= | Protestaktionen 
gegen Zwangsan- 
? hörungen statt. 
Zuvor hatten, am 
25. April, etliche 
- hundert Flücht- 
linge aus Afgha- 
nistan gegen die 
_ Abschiebepraxis 
demonstriert. 


len Gründen entlassen, denn sie saß offen- 
sichtlich aufgrund eines Verschuldens der 
Ausländerbehörde monatelang in Haft. 
DANA WLASENKO (24 Jahre alt) nach 52 
Tagen Hungerstreik - aus gesundheitlichen 
Gründen am 14. April entlassen. 
SOJA SCHATZ (37 Jahre alt) nach 61 Ta- 
gen Hungerstreik ohne Begründung 
entlassen. 
e Sofortige Entlassung Lyudmyla Orlova 
aus der Abschiebehaft und Verlegung in ein 
öffentliches Krankenhaus! 
e Sofortige Abschaffung aller Abschiebe- 
gefängnisse! 
Antirassistische Initiative e.V. Yorckstr.59 
10965 Berlin, Telefon: 030 - 785 72 81 - 
Fax: 030 - 786 99 84 - ari@ipn.de 


Nachtrag: 


Lyudmyla Orlova (22 Jahre alt) befindet sich 
nach wie vor in Abschiebehaft. Sie hatihren 
Hungerstreik inzwischen abgebrochen. Die 
Knastleitung und andere verantwortliche 
Stellen verschanzen sich hinter angeblich 
juristischen Hindernissen für ihre Freilas- 
sung. - Am Samstag, 6.Mai fand in Berlin- 
Mitte eine Demonstration gegen Abschie- 
bungen und rassistische Gewalt statt. Auf 
der Demo, die mit über 800 Menschen er- 
freulich gut besucht war, hat u.a. auch Soja 
Schatz gesprochen, sich bedankt für die Un- 
terstützung ihres Kampfes und die Freilas- 
sung von Lyudmila gefordert. Die Demo 
ging am Alexanderplatz los und endete am 
Pariser Platz. (Red.) 


re alt) am 13.Am 19.4. demonstrierten Mitglieder von ARI vor dem Sitz des Berliner 
April, aus forma-Innensenators Werthebach. Bild: jW, 20.4. 


Flüchtlings- 
kongress 
in Jena 


Vom 20.4. bis 1.5. 2000 fand in jena ein 
Flüchtlingskongress mit TeilnehmerInnen 
aus dem ganzen Bundesgebiet und Dele- 
gierten aus vier Kontinenten statt. Die Ver- 
antstaltung war von Flüchtlingen selbst or- 
ganisiert und bestritten. Die Idee kam von 
einer Organisation, in der sich Flüchtlinge 
selbst organisieren, um ihre Interessen po- 
litisch aktiv durchzusetzen, von „The Voi- 
ce”, einer Gruppe afrikanischer Flüchtlin- 
ge, die sich in Jena zusammengefunden 
hatten. Mitgetragen wurde er von der „Ka- 
rawane für die Rechte der Flüchtlinge”, 
ebenfalls einer Selbstorganisation der 
Flüchtlinge, die im vergangenen Jahr einen 
Protestmarsch durch viele Städte in der 
BRD durchgeführt hatte. Wir dokumentie- 
ren von der Konferenz den folgenden Be- 
richt aus Kamerun sowie eine Resolution 
zum Hungerstreik politischer Gefangener 
in der Türkei (S. 11). 


The VOICE-Kampagne für die Freiheit 
politischer Gefangener in Kamerun 


Schuldlos im Gefäng- 
nis in Kamerun 


Zum Al-Report Kamerun vom 29.2.00 

Ein Experte der Vereinten Nationen be- 
stätigt, dass Folter „weitverbreitet und sy- 
stematisch” ist 


In einem verdammenden und störenden Be- 
richt veröffentlichte Nigel Rodley, Sonder- 
beauftragter der Vereinten Nationen für Fol- 
ter, erst kürzlich, dass Folter und schlechte 
Behandlung in kamerunischen Polizei- und 
Gendarmeriezellen „systematisch und weit- 
verbreitet“ sind. 

Amnesty International hat über viele Jah- 
re hinweg wiederholt die Routinepraxis von 
Folter und schlechter Behandlung von poli- 
tischen Häftlingen und kriminell Verdächti- 
gen in Kamerun, resultierend im Tod vieler 
der Opfer, verurteilt und hat zu effektiven 
Maßnahmen aufgerufen, Folter und schlech- 
te Behandlung zu beenden. 

„Der Besuch des Sonderbeauftragen in Ka- 
merun im Mai letzten Jahres war ein Haupt- 
unternehmen, um die Ausdehnung und Re- 
gelmäßigkeit von Folter und schlechter Be- 
handlung in Kamerun weiter hervorzuhe- 
ben“, sagte Amnesty International. „Der Be- 
richt legt darüber hinaus detailliertes Zeug- 
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nis übe dieses Problem ab und bestätigt, 
dass es weiterhin ungeprüft bleibt.“ 

„Der Bericht ist unbestreitbar“, fügt 
die Organisation hinzu. „An vielen vom 
Sonderbeauftragten besuchten Orten 
traf er Menschen, die Wunden und Ver- 
letzungen hatten, die nur ein Ergebnis 
von kürzlich zugefügter Folter sein 
konnten.“ 

Beispielsweise hatten Häftlinge am 
Hauptquartier der Gendarmerie in Yao- 
unde, bekannt als „Brigade du Lac“, 
schwere Quetschungen und Male von Ma- 
cheten und Peitschenhieben. Die Häftlinge 
beklagten, dass sie regelmäßig geschlagen 
wurden und dass sie der Belancoire ausge- 
setzt wurden, wobei sie an einem Stab auf- 
gehängt wurden, der zwischen ihren Händen 
und hinter ihren Beinen befestigt war, um sie 
zu einem Geständnis zu zwingen. In einem 
der Befragungsräume fand der Sonderbe- 
auftragte flüchtig unter einer Tasche verbor- 
gene Macheten und in einem anderen Raum 
eine große Anzahl an Gürteln. 

Auf der polizeilichen Verbrecheruntersu- 
chungsdiensteinheit, dem Polizeigericht in 
Yaounde, wurden die meisten der Gefange- 
nen während ihrer Haft gefoltert, besonders 
durch Schläge mit der Machete. Sie trugen 
oft noch frische Male an Füßen, Beinen, Ar- 
men und auf dem Rücken; einige hatten auch 
offene Wunden. Einem der Häftlinge waren 
kürzlich alle Zehennägel ausgerissen wor- 
den, und ein anderer, dem zwei Monate zu- 
vor in den Fuß und ins Knie geschossen wur- 
de, hatte immer noch keine medizinische 
Aufmerksamkeit bekommen. 

In diesem Bericht der UN-Kommission für 
Menschenrechte - die sich vom 20. März 
2000 an treffen will - liefert der Sonderbe- 
auftragte einen ausführlichen Katalog indi- 
vidueller Fälle an Folter und schlechter Be- 
handlung. Die 71 Fälle, dokumentiert in ei- 
nem Anhang des Berichts von 1991, bis zur 


Zeit seines Besuches. 


Der Sonderbeauftragte beobachtet, dass 
weder Jugend noch Alter die Gefangenen vor 
Folter schützt. Am 17. März 1999 erzwan- 
gen sich Polizeioffiziere ihren Weg in ein 
Kinderheim in Douala, scheinbar auf der Su- 
che nach einem kriminellen Verdächtigen. 
Sie zwangen die Kinder niederzuknien und 
schlugen und traten sie dann. Zwei erhielten 
Schusswunden in der Brust beziehungswei- 
se in Unterleib, und medizinische Hilfe wur- 
de ihnen verweigert. Mehrere Kinder, dar- 
unter diejenigen mit den Schusswunden, 


wurden auf die Polizeistation gebracht, wo 
sie geschlagen wurden, einschließlich auf die 
Fußsohlen. Die Polizei gab schließlich zu, 
aufgrund unkorrekter Informationen gehan- 
delt zu haben. 

Amnesty International hat wiederholt da- 
zu aufgefordert, alle Klagen über Folter in 
Kamerun unverzüglich und unparteiisch zu 
untersuchen, das Herausgefundene zu ver- 
öffentlichen und die Verantwortlichen für 
diese Folter vor Gericht zu stellen. 

Obwohl Folter im Januar 1997 gesetzlich 
verboten wurde, hat Amnesty International 
wiederholt darauf hingewiesen, dass dies 
Verbot weiterhin von Polizei- und Geheim- 
dienstoffizieren verletzt wurde. In sehr we- 
nigen Fällen wurden die Vollstrecker straf- 
rechtlich verfolgt. Zwei Polizeioffiziere, die 
zu zehn und sechs Jahren Gefängnis verur- 
teilt wurden für den Tod eines jungen Man- 
nes in Polizeihaft im Dezember 1997 haben 
über einen Antrag ihre Strafen auf acht be- 
ziehungsweise ein Jahr reduziert. 

Der Sonderbeauftragte kommt auch zu 
dem Schluss, dass Folter und schlechte Be- 
handlung nur dort fortbestehen kann, wo ge- 
setzesdurchsetzende Offiziere mit Straffrei- 
heit agieren. Selbst in den wenigen Fällen, 
in denen es strafrechtliche Verfolgung gege- 
ben hat, erschien das Gericht sehr widerwil- 
lig, die gesetzesdurchführenden Offiziere für 
schuldig zu befinden und Strafen den Ver- 
brechen gemäß zu verhängen und durchzu- 
setzen. 

Der Bericht des Sonderbeauftragten ver- 
stärkt viele der Empfehlungen, die Amnesty 
International zum Beenden der Folterpraxis 
in Kamerun unternommen hat. Zum Beispiel 
wandte er sich an höchste politische Auto- 
ritäten, dass Folter und schlechte Behand- 
lung nicht toleriert werden und dass dieje- 
nigen, die herausgefunden werden, eine sol- 
che Handlung begangen oder unterstützt zu 
haben, augenblicklich aus dem öffentlichen 
Dienst entfernt werden und strafrechtlich 
verfolgt werden mit der vollen Kraft des Ge- 
setzes. 

„Diese schockierende Information, die im 
Bericht des Sonderbeauftragten geliefert 
wird, kann von der kamerunischen Regie- 
rung nicht ignoriert oder weggewischt wer- 
den“, sagt Amnesty International. „Es muss 
mit einer entschiedenen und unverzüglichen 
Handlung geantwortet werden, um die Fol- 
ter zu beenden.“ 

Cornelius Yufanyi, The Voice Africa Forum 
Campaign committee for the Freedom of po- 
litical prisoners in Camerooun 
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„Wir dachten, der Schah sei einfach ein 
schöner Mann mit einer schönen Frau und 
einer glücklichen Familie aus einem glück- 
lichen Land. So jedenfalls hatte es in unse- 
ren Zeitungen gestanden. Erst die Studen- 
ten mussten kommen und Flugblätter ver- 
teilen. Da erst erfuhren wir die Wahrheit 
übe den Schah ...“1 


Wer wird heute kommen, um die Wahrheit 
zu sagen, die Wahrheit über die letzten 21 
Jahre und über die Gegenwart im Iran? Wer 
wird kommen, um die Unterdrückung, die 
Grausamkeit, die Folter zu nennen und mit 
lauter Stimme die Verantwortlichen anzu- 
klagen, damit niemand je vergessen kann, 
was die Wahrheit in der Islamischen Re- 
publik Iran war und ist. 

Als vor einigen Wochen die Heinrich- 
Böll-Stiftung Protagonisten des iranischen 
Regimes und Vertreter der deutschen Bun- 
destagsparteien in Vorbereitung des 
Staatsbesuchs des Grünen Außenministers 
Fischer im Iran und des bevorstehenden 
Staatsbesuchs des iranischen Präsidenten 
Khatami in Deutschland zu einer Podi- 
umsdiskussion nach Berlin einlud, erfuh- 
ren wir quasi nebenbei einen Teil der an- 
deren Wahrheit in Zahlen: 124 Mrd. DM 
Wirtschaftsvolumen mit der Islamischen 
Republik für die deutsche Wirtschaft in den 
letzten Jahren. Das ist doch was!? Ist das 
was, wofür es sich lohnt, die Wahrheit 
nicht wissen zu wollen? 124 offizielle Mrd. 
DM - und wir sprechen an dieser Stelle 
noch nicht von Korruption. 

Aber sprechen wir doch noch ein bis- 
schen mehr über Zahlen, denn Zahlen kön- 
nen auch die Wahrheit sagen: 

Es war das Jahr 1988, als schon ein an- 
derer Außenminister der BRD, damals 
Genscher, in den Iran reiste, um den sog. 
Kritischen Dialog mit der Islamischen Re- 
publik zu eröffnen. Das war 1988, als im 
Sommer in iranischen Gefängnissen 
12.000 Menschen hingerichtet wurden. 
Wollen wir wissen, dass sie grausamst ge- 
foltert wurden? Dass ihre Gerichtsver- 
handlungen gar nicht oder höchsten drei 
Minuten stattfanden, bevor sie erschossen 
oder erhängt wurden? 12.000 x 3 Minu- 
ten. 


Nennen wir eine andere Zahl aus dem 
Jahr 1988: Den sog. Kritischen Dialog 
eröffnete Außenminister Genscher mit ei- 
nem 8 Mrd. „Kultur“- und Wirtschafts- 
vertrag, auch damals behaupteten deut- 
sche Regierungsvertreter, dass im Iran ein 
sog. Reformer an die Macht gekommen sei, 
der hieß damals Rafsandjani und der zählt 
heute zu den reichsten Männern der Welt. 
Jetzt zum Beispiel sprechen wir von Kor- 
ruption ... 

Nennen wir Zahlen von heute: Im Früh- 
ling 2000 reiste der gegenwärtige Außen- 
ministerin den Iran zu einem anderen „Re- 
former“ Namen Khatami, ein anderer 
Hoffnungsträger der deutschen Wirt- 
schaft. Khatami ist seit fast drei Jahren 
Hoffnungsträger der deutschen Wirt- 
schaft. Khatami ist seit fast drei Jahren Prä- 
sident der Islamischen Republik, und in 
diesen Jahren seiner Amtszeit und unter 
seiner Verantwortung wurden 30 Frauen 
zu Tode gesteinigt und wurden nach inof- 
fiziellen Aussagen von Regierungsmitglie- 
dern 80 Intellektuelle und SchriftstellerIn- 
nen ermordet (sog. Kettenmorde). Unter 
Khatamis Regierungsgewalt sind 100% der 
Frauen weiterhin Menschen zweiter Klas- 
se und leben 70% der Menschen unter der 
Armutsgrenze, haben die Beschäftigten 
und ArbeiterInnen von ca. 500 Groß- und 
Kleinbetrieben zwischen 3 und 15 Mona- 
ten nicht einmal ihre Hungerlöhne erhal- 
ten (offizielle Zahlen des iranischen Ar- 
beitsministeriums), mehrere Fabriken wur- 
den geschlossen und die Beschäftigten 
entlassen. 

Und heute ist die Rede davon, dass Kha- 
tamis Familie eine der reichsten des Lan- 
des geworden ist ... - Zahlen können eben 
auch die Wahrheit sagen. 

Die Islamische Republik Iran ist eine 
theokratische Diktatur. Ihre zentrale und 
dominierende Figur ist Waliye Faghih, ein 
durch niemanden kontrollierbarer (reli- 
giös-geistlicher) Führer. Von ihm bestimmt 
und ihm ungeordnet ist der mächtige 
Wächterrat, der das Parlament und alle Ge- 
setze in Iran kontrolliert und überwacht. 
Der Wächterrat hat auch die Macht, alle 
Kandidaten für Wahlen zuzulassen oder 
abzulehnen und agiert so als ein 100%- 
iger Filter im Interesse der Diktatur. Präsi- 
dent Khatami ist nicht nur ein Kandidat, 
der den Bedingungen dieses Wächterrates 
entsprochen hat und entspricht, er selbst 
hat in allen seinen grundsätzlichen Aus- 
sagen seine eigene Loyalität zur Verfas- 
sung und Ordnung der Theokratie betont. 
Dies ist eine direkte und offene Ablehnung 
jeglicher Änderung zugunsten der Men- 
schen im Iran. 

Wenn wir Bericht erstatten über die Ver- 
hältnisse in so unterdrückerischen und 
auch brutalen Systemen wie das des Irans 
heute, so bringt das oftmals die Gefahr mit 
sich, dass wir uns so sehr auf die Seite der 
Macht konzentrieren, dass wir in unserer 
Beurteilung der Entwicklung die Rolle der 
Bevölkerung nicht als eigene Kraft mit Be- 


dürfnissen und Forderungen, mit einer Ge- 
schichte und mit Hoffnungen für die Zu- 
kunft wahrnehmen können. 

Ja, Iran ist ein Land, in dem ein religiös 
begründetes Gesellschafts- und Rechtssy- 
stem Frauen die Kleidungsfreiheit verbie- 
tet und ihnen weder ein Recht für selbst- 
bestimmte PartnerInnenwahl und sexuel- 
le Selbstbestimmung gibt noch das Recht 
auf Scheinung und das Sorgerecht für ih- 
re Kinder, ja nicht einmal das Recht aufein 
gewaltfreies Leben gibt. 

Aber Frauen leisten Widerstand: Mehr 
als 170.000 wegen Verstoßes gegen die 
Kleiderordnung verhaftete Frauen in ei- 
nem Jahr (offizielle Zahl) - das sind gleich- 
zeitig 170.000 Frauen, die sich offen ge- 
gen eine der Grundmauern des Systems 
auflehnen - zeigen eine andere, eine eige- 
ne Realität im Iran. 

Ja, Iran ist heute ein Land, wo allgemein 
Kinder nicht die Möglichkeit zu Bildung 
haben, ja wo sie nicht einmal das Recht 
auf Schutz vor Gewalt haben, wo Mädchen 
mit neun Jahren gesetzlich verheiratet 
werden können. Aber auch dagegen gibt 
es Widerstand. 

Ja, Iran ist heute ein Land, wo die To- 
desstrafe Gesetz und mörderische Realität 
ist, wo Demonstrationen von ArbeiterIn- 
nen regelmäßig zerschlagen und ihre Ak- 
tivistinnen zum Tode verurteilt werden, wo 
im letzten Jahr auf Befehl des Nationalen 
Sicherheitsrates, dessen Vorsitzender Kha- 
tami ist, die Studentenbewegung blutig 
niedergeschlagen wurde und VertreterIn- 
nen dieser Bewegung heute mit Todesur- 
teilen im Gefängnis sind. Aber es gibt De- 
monstrationen, es gibt diese Streiks, und 
das hinterlässt Spuren und Fragen in den 
Köpfen von vielen. Die Frauen, die Intel- 
lektuellen, die SchriftstellerInnen, die Ar- 
beiterInnen, die Armen, die für ein Recht 
auf Existenz kämpfen müssen, die Ar- 
beitslosen, die StudentInnen, sie alle ma- 
chen Erfahrungen darin, wie sie sich weh- 
ren wollen. Und vor einem Zusammen- 
kommen ihrer Erfahrungen, vor ihrer Or- 
ganisierung haben die Machthaber im Iran 
zu Recht Angst, gerade in einem Land, in 
dem die Bevölkerung noch die Erfahrung 
einer Revolution in sich trägt. 

Und schließlich: Was oder wer ist ein 
Präsident Khatami, der sich selbst an die 
Grundordnung und den Fortbestand der 
Islamischen Republik bindet, der seine Po- 
litik im Rahmen dieser reaktionären Ver- 
fassung und des islamischen Systems 
macht. Dieser Präsident Khatami, der ein 
Mitbegründer der Islamischen Republik 
und Verantwortlicher für die Politik der 
letzten 21 Jahren ist (was er selbst noch 
nie kritisiert hat) und der Flügel des Regi- 
mes, der ihn unterstützt, sind als Integra- 
tionsfigur gegen die Radikalisierung und 
Organisierung der Proteste von unten an- 
getreten und für den Erhalt dieses Systems 
mit seinen Methoden. 

Die deutsche Wirtschaft will zukünftig 
offen und durch die offiziellen Türen des 


Irans ein und aus gehen. Die deutsche Re- 
gierung ebnet dafür einen Weg über die 
zerschlagenen Körper der Hingerichteten 
im Iran und auch über die ermordeten op- 
positionellen Exiliraner auch in Deutsch- 
land hinweg. 1997 benannte das Kam- 
mergericht Berlin die iranische Regierung 
und hochrangige Politiker (z.B. Rafsandja- 
ni, den Führer Khamenei usw.) für schul- 
dig, Befehlshaber des Mordes und Terrors 
gegen Oppositionelle im Ausland zu sein ( 
sog. Mykonos-Urteil). Die deutsche Bun- 
desregierung sowohl unter 
CDU/CSU/FDP-Herrschaft wie auch unter 
SPD/Grünen-Herrschaft setzt sich über 
dieses rechtskräftige Urteil hinweg. 

Und auch die Bilder vom Grünen Außen- 
minister Fischer auf Staatsbesuch waren 
offen genug. Sie stehen auch für eine ras- 
sistische Innenpolitik, nach der die Asyl- 
anträge von Flüchtlingen aus dem Iran ab- 
gelehnt werden, nach der regelmäßig Men- 
schen in den Iran abgeschoben werden, 
nach der deutsche Beamte persönliche und 
vertrauliche Informationen von Flüchtlin- 
gen an die iranische Regierung weiterge- 
ben und bei Abschiebungen mit iranischen 
Behörden zusammenarbeiten, ja wo diese 
deutschen Staatsdiener sogar Ausweisdo- 
kumente von Flüchtlingen fälschen oder 
Frauen zwangsweise verschleiert fotogra- 
fierten, um sie leichter an den iranischen 
Staat ausliefern zu können. 

Die Heinrich-Böll-Stiftung als Organisa- 
torin der Tagung in Berlin, die laut ihrer 
eigenen Veröffentlichung von November 
1999 mit Hilfe des Botschafters Irans (Azi- 
zi) und der Partei Bündnis 90/Die Grünen 
zustande gekommen ist, macht sich schul- 
dig, die oben beschriebene Politik und die 
Verbrechen an der iranischen Bevölkerung 
aktiv zu unterstützen und zu tragen. Min- 
destens acht der eingeladenen Podiums- 
teilnehmerInnen sind und waren nach of- 
fiziellen Informationen und Beweisen ak- 
tiv an der Unterdrückung der Oppositio- 
nellen in Wort und Tat beteiligt, wie z.B. 
der Mitbegründer des Geheimdienstes, Ak- 
bar Ganji, den die Heinrich-Böll-Stiftung 
uns als „Publizist“ vorstellt. 


Heute sind wir gekommen, um die Wahr- 
heit zu sagen, die Wahrheit über die letz- 
ten 21 Jahre und über die Gegenwart im 
Iran! Wir sind gekommen, um die Unter- 
drückung, die Grausamkeit und die Folter 
zu nennen und mit lauter Stimme die Ver- 
antwortlichen anzuklagen, damit niemand 
je vergisst, was die Wahrheit in der Isla- 
mischen Republik Iran ist. 


Eine Gruppe der oppositionellen linken 
ExiliranerInnen 

Eine Gruppe der linken iranischen Exilf- 
rauen 

Kontaktadresse: c/o THA, 

Postfach 120505, 10595 Berlin 


1 Ulrike Meinhof in einem Fernsehbericht anläss- 
lich des Schahbesuchs 1967 in Berlin 
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Zwei Berichte aus Östereich 


Tod in Staatsgewalt 


In der Nacht vom 3. auf 4. Mai 2000 kam 
der 26 jährige Richard Ibekwe in der Ju- 
stizanstalt für Jugendliche Rüdengasse zu 
Tode - einige Tage, nachdem er verhaftet 
und misshandelt wurde. Er verbrachte die 
Nacht auf einem Sessel sitzend (freiwil- 
lig????). Bis jetzt gibt es keine konkreten 
Informationen über die Umstände seines 
Todes. Laut Polizeiangaben ist er an Sucht- 
giftmissbrauch gestorben, was der rassisti- 
schen Vorverurteilung und Hetze gegen 
Marcus Omofuma gleicht. 

Wir verlangen sofortige Aufklärung des 
mysteriösen Todes in Staatsgewalt und die 
Beantwortung folgender Fragen: 

+ wie ist es möglich, dass jemand vier Ta- 
ge nach seiner Festnahme noch am Sucht- 
gift im Körper stirbt? 

+ wieso befand Richard Ibekwe sich in 
der Justizanstalt für Jugendliche? 

+ wieso musste er die Nacht sitzend ver- 
bringen? 

+ warum wurde er keinem Arzt vorge- 
führt, obwohl es in den Justizanstalten 24 
Stunden am Tag einen Bereitschaftsdienst 
gibt? 

+ wieso wird der Tod eines Menschen in 
Kauf genommen, um Misshandlungen zu 
vertuschen? 

Offensichtlich wird in Österreich unter 
dem Vorwand des Drogenhandels Lynchju- 
stiz gegen afrikanische MitbürgerInnen 
gutgeheißen und gedeckt. 

Wir fordern strafrechtliche Konsequenzen 
für die verantwortlichen Beamten. 

Wir fordern den Rücktritt des Innen- und 
des Justizministers. 

Schluss mit den Uberfällen auf Wohnun- 
gen von AfrikanerInnen und auf Asyl- und 
Flüchtlingsheime. 

Schluss mit dem rassistischen Polizeiterror 
und der Apartheid-Justiz. 


Gesellschaft für Menschenrechte von Mar- 
ginalisierten und ImmigrantInnen 

c / o Stiftgasse 8, A-1070 Wien, fon 523 
64 75, far 523 40 09 

Quelle: http://www.linkeseite.de 


Die Gefahr geht vom 
Staate aus 


Vor einem Jahr, am 1. Mai 1999, wurde der 
nigerianische Flüchtling Marcus Omofuma 
während seiner Abschiebung von drei öster- 
reichischen Polizisten stundenlang verklebt 
und gefesselt. Marcus überlebte diese Tor- 
tur nicht, er erstickte hilflos. Die demokra- 
tische Öffentlichkeit war geschockt. Die Er- 
mordung Marcus Omofumas war aber kein 
„trauriger Einzelfall“, sondern stellte die 
konsequente Fortsetzung des österreichi- 
schen Staatsrassismus dar: Bereits am 19. 


Weg mit allen Abschiebeknästen! 
Bundesweite Demonstration 


‚Büren, 21.5.00, 12.00 Uhr 


„Einen Ernad. den mañ Heb hat; gann man ja 1 auch « ein.‘ 


(Peter Möller, Leiter des Abschiebeknastes Barel oono ee 


Büren ist der größte Abschiebeknast i in Europa. les E 
.« Ca. 90% der hier Inhaftierten sind nicht straffällig geworden i ihr einziges Dei 
besteht darin, in die BRD eingereist zu sein. A 


.* Inhaftierungszeit dauert bis zu 18 Monate. 


o Zur „Disziplinierung“ von Gefangenen werden Arreststrafen. verhängt; t 4 h.: bis z zu ia 
Wochen Leben in totaler Isolierung, ohne Radio, Zeitung, Fernsehen, Bücher, Tele- 


fon, ohne Kontakt zu Mithäftlingen. 


> Die Haftbedingungen forderten am 30.8. 99 ihr erstes Todesopfer: Rachid Sbaai ver- 
-starb durch einen Brand in seiner Arrestzelle. == i 
-@ Stellen für SozialarbeiterInnen oder PsychologInnen sind nicht besetzt, obwohl vide: 


Häftlinge in Büren bereits unter 


psychischen Problemen 


leiden, denn: 


Niemand verlässt sein soziales Umfeld, seine Freunde und Familie ohne Grund und. 
vor allem ohne psychische Belastung. Dazu kommt die ständige Angst vor der Ab- 
schiebung, die für die meisten [n. Folter oder Tod nach sich ziehen. 


Infotelefon: O 52 51 A 69 05 74 


Jänner 1999 ı waren in Wini im Zuge eines 
Polizeieinsatzes gegen vermeintliche afri- 
kanische „Drogendealer“ zwei Männer 
durch Schläge, Tritte und Würgen am Hals 
durch die Polizeibeamten schwer 
malträtiert. Eines der Opfer, Ahmed F., ver- 
starb noch vor Ort. 

Aus Protest gegen diese staatlichen Mor- 
de formierte sich in Österreich eine neue an- 
tirassistische Bewegung, an der sich erst- 
mals auch MigrantInnen aus Afrika massiv 
beteiligten und gemeinsam mit österreichi- 
schen AntifaschistInnen gegen die rassisti- 
sche Gesetzgebung und gegen den rassisti- 
schen Polizeiterror zur Wehr setzten. Poli- 
zei und Justiz versuchten, ihre Verantwor- 
tung zu verleugnen und die Opfer im Nach- 
hinein noch als „Drogendealer“ zu diskre- 
ditieren. Um diese Taktik zu festigen, fuhr 
der Staatsapparat schwere Geschütze auf: 
Er begann, die antirassistische Bewegung 
im Allgemeinen und die AfrikanerInnen im 
Besonderen zu kriminalisieren. Eine Re- 
pressionswelle mit bis dahin unbekannten 
Ausmaßen wurde organisiert: die „Operati- 
on Spring“ Über 100 Menschen, vorwiegend 
aus Afrika, wurden festgenommen und mit- 
tels den Konstrukten „Drogen-Mafia“ und 
„Organisierte Kriminalität“ diskreditiert, 
misshandelt und kriminalisiert. Damit beg- 
nügten sich Justiz und Polizei aber nicht: 
Nach der „Operation Spring“ folgten noch 
weitere rassistische Polizeiübergriffe. Die 
bürgerlichen Medien nahmen diese Krimi- 
nalisierungswelle dankbar auf und ver- 
kauften der Öffentlichkeit - gemeinsam mit 
dem damals noch sozialdemokratischen In- 
nenminister - die Opfer dieser rassistischen 
Übergriffe als Täter. Bis heute sitzen Dut- 
zende Opfer der „Operation Spring“ im Ge- 
fängnis. Viele von ihnen wurden bereits zu 
langjährigen Haftstrafen verurteilt. Die Ver- 
antwortlichen für die Ermordung von Ah- 
med F. und Marcus Omofuma wurden hin- 
gegen bis heute nicht zur Rechenschaft ge- 
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zogen! 

Jährlich werden ca. 15.000 Menschen in 
österreichische Schubhaft-Gefängnisse ge- 
sperrt und mit der Abschiebung bedroht. Die 
Anzahl jener Flüchtlinge, die von den ras- 
sistischen österreichischen Behörden bereits 
an ihre Verfolger, Peiniger, Vergewaltiger 
und Mörder ausgeliefert wurde, liegt bis 
heute im Dunkeln. Dabei stellen Schubhaft 
und Sondergesetze für MigrantInnen nur ei- 
nen Teil des staatlichen Rassismus dar. Was 
sozialdemokratische PolitikerInnen über 
Jahrzehnte begonnen und vorbereitet ha- 
ben, setzt die blau-schwarze Regierung nun 
konsequent fort: Während sich Österreich 
im Rahmen der EU nach außen zunehmend 
militarisiert, werden im Inneren Justiz, Po- 
lizei und Militärgeheimnisse mit immer 
größeren Befugnissen ausgestattet. Unter 
dem Vorwand, den „Kampf gegen den Ex- 
tremismus“ effektiver führen zu können, 
wurde erst kürzlich vom Ministerrat die „er- 
weiterte Gefahrenforschung“ beschlossen. 
Dahinter verbirgt sich die Befugnis für die 
Polizei, Ermittlungen gegen unliebsame po- 
litische GegnerInnen zu starten, da diese ja 
irgendwann eine kriminalisierte Tat bege- 
hen könnten. Im Klartext heißt das, dass de- 
mokratische, fortschrittliche und revolu- 
tionäre Einzelpersonen und Organisationen 
nunmehr ganz legal beschattet, überwacht 
und kriminalisiert werden können, unab- 
hängig davon, ob diese straffällig geworden 
sind oder nicht. Und auch die Militärge- 
heimdienste dürfen endlich legal, was sie 
bisher ohne rechtliche Deckung gemacht 
haben: Militärkritische Personen und Ver- 
eine überwachen und ausspionieren. (...) 

Wenn ÖVP-Innenminister Strasser nun 
eine „Beeinträchtigung des Sicherheitsge- 
fühls der Menschen“ ortet, dann halten wir 
ihm angesichts all dessen entgegen: Die Ge- 
fahr geht von diesem Staat und dem impe- 
rialistischen System aus! (...) 
KomAK-MWien, 27.4. 


Türkische Republik 
Tausende politische 
Gefangene im 
Hungerstreik gegen 
F-Typ-Gefängnisse 


In allen Gefängnissen der Türkei traten die 
PKK-Gefangenen und Gefangene anderer 
Organisationen am 15. April in einen 
zehntägigen Hungerstreik gegen die F-Typ 
(Zellentyp) Gefängnisse getreten. 

Sabri Ok und Muzaffer Ayata gaben in 
Namen aller PKK-Gefangenen eine Er- 
klärung zur neuerlichen Provokation durch 
die Einführung der F-Typ Gefängnisse ab. 

Es wurde erklärt, dass auf dem Weg nach 
Dialog und Frieden, eine Generalamnestie 
und demokratische Reformen von der tür- 
kischen Regierung erwartet werden. Es ist 
jedoch provozierend, dass in diesem Mo- 
ment stattdessen Zellen-Typ-Gefängnisse 
eingeführt werden sollen. In der Erklärung 
hieß es dazu: „Wir erklären, dass diese An- 
strengungen zu einer neuen Provokation 
vollkommen inakzeptabel sind und wir 
vom 15. April an in einen 10-tägigen Hun- 
gerstreik treten werden. Wir rufen unser 
Volk und interessierte Kreise auf, gegen die 
Zellen-Typ-Gefängnisse aktiv zu werden.“ 


Erklärung der Gefangenen von: 
PKK, TDKP TKEP PRK/ Rizgari, DHP 
und TDP im Spezialgefängnis in 
Bursa vom 11.4.00 


An die Presse und Öffentlichkeit 

Es ist bekannt, das Gefängnisse eines der 
chronischen Probleme einer Gesellschaft 
sind. 

Seit jeher denkt man zuerst an die Ge- 
fängnisse, wenn von Menschenrechtsver- 
letzungen die Rede ist. Diese Situation ist 
natürlich kein Zufall. Denn es ist nichts 
dafür getan worden, dass diese Probleme, 
diese blutende Wunde verheilt. 

Dieser Zustand ist das Ergebnis einer be- 
wussten Politik. Bisher haben die politi- 
schen Parteien immer wieder versprochen, 
in den Gefängnissen für Verbesserungen zu 
sorgen. In diesen Rahmen haben sie Vor- 
kehrungen getroffen, die für die Gefange- 
nen immer mehr Verbote und Eingrenzun- 
gen bedeuteten. Dies hatte zur Folge, dass 
aus den Gefängnissen Orte der Folter, der 
Menschenrechtsverletzungen und Todes 
gemacht worden sind. Die Unmenschlich- 
keit, die heutzutage herrscht, ist vergleich- 
bar mit der Zeit des 12.-September-Put- 
sches (1980 - Red.). Ebenfalls werden die 
Grundrechte, die die Besuche von Anwäl- 
ten und Familienangehörigen regeln, nicht 
eingehalten. In vielen Gefängnissen wer- 


den weiterhin Gefangene zu Geständnissen 
erpresst. 

Diese Vorkommnisse, die ihre Ursache im 
„Staat“ haben, werden in den Medien als 
Streitereien zwischen Mafia-Banden dar- 
gestellt, um von den eigentlichen Zustän- 
den in den Gefängnissen abzulenken. 

Parallel zu diesen Ablenkungsmanövern, 
werden Trillionen für den Bau von F-Typ 
Gefängnissen ausgegeben, die als Lösung 
der Probleme vorgeführt werden. Diese 
Annäherung hat überhaupt keinen Bezug 
zur Realität. Der Hintergrund für die Ein- 
führung dieser Gefängnisse liegt in der De- 
monstration ihrer Macht und hat mit der 
Lösung der eigentlichen Probleme nichts zu 
tun. Im Gegenteil, diese Herangehensweise 
wird die vorhandenen Probleme nur noch 
verstärken und in eine Sackgasse führen. 

In einer Zeit, wo die kurdische Frage mit 
all ihrer Freiheit, Gleichheit zur Lösung an- 
steht, stellt sich die herrschende Front hin 
und sagt, „mit dem Eintritt in die Europäi- 
sche Union wird mehr Demokratie, Men- 
schenrechte und Freiheit eintreten.“ Gleich- 
zeitig werden die menschenverachtenden 
F-Typ-Gefängnisse weitergebaut. Das ist 
nichts anderes als Doppelzüngigkeit. 

Mit diesen F-Typ-Gefängnis kann noch 
so oft mit Begriffen wie Doppelzimmer etc. 
geworben werden, sie bleiben doch Isolati- 
onskerker. Menschen zu verurteilen, Jahre 


Resolution des Flücht- 
lingskongresses in Jena 


An alle, die noch ein menschliches Ge- 
_ wissen haben 

An die Mitglieder des Europäischen Par- 
laments 

An die Regierungen Europas 


_ Über die Menschenrechtsverletzungen in 
_ türkischen Gefängnissen 

Seit dem 15. April befinden sich über 
10.000 kurdische und türkische politische 
_ Gefangene im Hungerstreik gegen die 
moderne, aus Deutschland importierte 
_ Haftmethode der Isolation, die über sie 
_ verhängt wurde. 

-Wir die TeilnehmerInnen des Kongres- 
: ses der „Karawane für die Rechte der 
° Flüchtlinge und MigrantInnen“, verurtei- 
len die grausame und repressive Politik 
- der türkischen Regierung gegenüber dem 
_ eigenen Volk und gegen das kurdische 
Volk. 


Der Karawane-Kongress (vom 21. April 
bis 1. Mai 2000 in Jena, Deutschland) mit 
Delegierten aus Congo, Ghana, Iran, Ge- 
- orgien, Türkei/Kurdistan, Marokko, Ir- 
_ land, Somalia, Eritrea, Nepal, Nigeria, 
- Sierra Leone, Togo, Kamerun, Guinea, Su- 
dan, Sri Lanka / Tamil Eelam, Indien, 
° Bangladesch, Mexiko, Kolumbien, Peru, 
Chile, Kenia, Philippinen, Syrien, Brasili- 


in Isolation zu leben, bedeutet doppelte Be- 
strafung. Die wichtigste Eigenschaft eines 
Menschen ist, dass er ein soziales Lebewe- 
sen ist, das unter allen Umständen aktivund 
produktiv handeln will. Die F-Typ-Gefäng- 
nisse sind ein unmittelbarer Angriff auf die 
Natur des Menschen. Diese Wirklichkeit, die 
mit Nachdruck übersehen wird, muss be- 
merkt werden. Der Zustand in den Gefäng- 
nissen eines Landes ist der unmittelbare 
Ausdruck für den Entwicklungsstand des 
jeweiligen Landes. Der Übergang von 
Großraumzellen zum System der Einzelhaft 
bedeutet nur noch mehr Verbote und Un- 
terdrückung. Es wird die Probleme nicht lö- 
sen, sondern wird sie im Gegenteil nur ver- 
tiefen. Diese Praxis steht dem Geiste der 
universellen Menschenrechte entgegen. 

Lösung der Probleme aber bedeutet eine 
Demokratisierung und Respekt vor derFrei- 
heit und der Menschenrechte. Auch wir 
glauben, dass auf der Grundlage von De- 
mokratie, Gesetz, Menschenrechten und 
Freiheit eine Reform in den Gefängnissen 
notwendig ist. In diesen Sinne ist die De- 
mokratisierung der Türkei nicht von den 
Problem in den Gefängnisse zu trennen. 
Diese hängen vielmehr zusammen. In der 
Kette von Problemen ist das wichtigste 
Glied alle sozialen und politischen Gefan- 
genen bedingungslos und ohne Zeit zu ver- 
schwenden freizulassen. 


en, Elfenbeinküste, Senegal, Pakistan, 
Ecuador, Deutschland, Spanien, Großbri- _ 
tannien, Niederlande, Italien, Belgien, 
Rumänien, Österreich, USA und Portugal 
spricht hiermit seine Solidarität mit den 
politischen Gefangenen in der Türkei aus 
und wird nicht akzeptieren, dass am An- 
fang des 21. Jahrhunderts von der türki- 
schen Regierung weiterhin die elemen- 
tarsten Menschenrechte verletzt und ig- | 
noriert werden. 
Wir fordern das Ende der physischen 
und psychischen Folter, des „Verschwin- 
denlassens“ und der außergerichtlichen 
Hinrichtungen innerhalb und außerhalb 
der türkischen Gefängnisse! 
Die noch immer bestehende Todesstra- 
fe muss abgeschafft werden! . 
Die Einführung der Isolationshaft, als 
moderne und akzeptierte Foltermethode, 
in der Türkei und allen anderen Ländern 
dieser Welt muss eingestellt werden! 
Die fundamentalen Bürgerrechte der 
politischen Gefangenen, wie das Recht 
auf einen Rechtsbeistand eigener Wahl, 
das Recht auf dringliche medizinische 
Versorgung und das Recht, Besuch erhal- _ 
ten zu können, müssen gewährleistet 
werden! 
Bis die oben genannten Menschen- 
rechtsfragen ausreichend behandelt wur- 
den, kann die Türkei entsprechend der 
Genfer Konventionen der Europäischen 
Union nicht beitreten! 
Jena, 24. April 2000 


Wir, die Gefangenen des Bursa - Spezial 
Typ Gefängnisses von den Organisationen 
PKK, TDKP, TKEP, PRK/ Rizgari, DHP und 
TDP fordern auf der Grundlage der oben 
beschriebenen Situation: 

Beendigung der Vorbereitungen für die 
Einführung der Kleinzellen-Kerker 

Die Aufhebung der Todesstrafe und die 
Aufhebung des letzten Dreier Protokolls 

Die bedingungslose Freilassung aller so- 
zialen und politischen Gefangenen. 

Wir wollen noch einmal unterstreichen, 
dass das Ziel des Systems der F-Typ Ge- 
fängnisse ist, die Grundeigenschaften des 
Menschen zu zerstören. 

Wir fordern die Öffentlichkeit auf sensi- 
bel zu sein und nicht zum Werkzeug der 
einseitigen demagogischen Medien zu wer- 
den. 

Demokratie und Menschenrechte gelten 
für jeden und sind gleichzeitig das Maß für 
die Modernisierung einer Gesellschaft. 

Die Gefängnisse als eine blutende Wun- 
de in der Gesellschaft müssen entfernt wer- 
den. 

Bursa ÖzelTip Cezaevi, 11.April 2000 
Cafer Solgun, Raif Demirel- Haydar Güne- 
Zeki Yas- Ahmet Güven- Ali Güvendik 


Paris 


Urteile gegen DHKP-C 
Sympathisanten 


Heute (26. April) wurde in dem Prozess, der 
einer in Frankreich geführten Operation ge- 
gen DHKP-C Sympathisanten im Septem- 
ber 1997 unter der Demagogie des Terroris- 
mus folgte, das Urteil verkündet. (...) 

Der Europaverantwortliche der DHKP-C, 
Serafettin Gul, der in Deutschland mit der 
Anschuldigung der „Rädelsführerschaft in 
einer verbotenen terroristischen Organisa- 
tion“ und „Mordbefehle“ gegeben zu haben, 
zu 10 Jahren Haft verurteilt wurde, ist par- 
allel dazu in dem Prozess in Frankreich zu 
einer 8-jährigen Gefängnisstrafe verurteilt 
worden. Außerdem wurde ein lebenslanges 
Einreiseverbot nach Frankreich gegen ihn 
verhängt. 

Der ebenfalls in dem Prozess gegen die 
DHKP-C in Deutschland zu 7 Jahren Ge- 
fängnis verurteilte Erdogan Cakir ist in dem 
Prozess in Frankreich zu 6 Jahren verurteilt 
worden. Obwohl Erdogan Cakir zum Gericht 


gebracht wurde, hat man ihn nicht in den 
Gerichtssaal geführt. Es wird erwartet, dass 
dieser rechtswidrige Vorgang gegenüber 
Serafettin Gul und Erdogan Cakir’a vor den 
Europäischen: Gerichtshof für Menschen- 
rechte gebracht wird. 

Die in Holland wohnhaften Ali Ayyildiz 
und Veli Bahsi, wurden zu je 6 Jahren Ge- 
fängnis verurteilt und werden mit aller 
Wahrscheinlichkeit noch 1 bis 1,5 Jahre im 
Knast bleiben. 

4 der seit 2,5 Jahren inhaftierten DHKP- 
C Sympathisanten sollen innerhalb kurzer 
Zeit aus der Haft entlassen werden, da sie 
bereits einen Grossteil ihrer Strafe abgeses- 
sen haben. Es wurde bekannt gegeben, dass 
einer unter ihnen schon heute Abend frei- 
gelassen wird. 

Während die meisten der 14, unter Haft- 
verschonung angeklagten Personen zu Be- 
währungsstrafen verurteilt wurden, kam es 
zum Freispruch von 4 Personen. 

Auffallend ist u.a., dass sich darunter auch 
eine Person befindet, die 4 Monate inhaf- 
tiert, später auf freiem Fuß angeklagt wur- 
de und in einer 2,5 Jahre später stattfin- 
denden Verhandlung freigesprochen wird. 

Der Gerichtssaal, in dem sich auch die 


Dokumentiert: Redebeitrag der 
: Gruppe mücadele am 1. Mai in Berlin 


‚Isolationshaft ist 
ein deutscher Export- 
schlager 


; „Der deutsche Staat ist in seiner Ge- 
= schichte, sei es den Revolutionären im ei- 
: genen Land, sei es den Revolutionären aus 
: anderen Ländern immer Feind gewesen.“ 
: Dieser Satz stand in einer Erklärung, mit 
; der sich über 1000 DHKP-C-Gefangene im 
: Januar 2000 in türkischen Knästen an ei- 
: nem Solidaritätshungerstreik gegen das 
: deutsche Knastsystem beteiligten. Sie so- 
; lidarisierten sich mit anatolischen Revo- 
: Iutionärlnnen, die zu diesem Zeitpunkt im 
: Todesfasten gegen die Politik der Isolati- 
= on standen. 

-Die DHKP-C-Gefangenen stellen in ih- 
; rer Erklärung einen Zusammenhang her, 
; der in den 70er/80-er Jahren noch Allge- 
; meinwissen in jeder linksliberalen Wohn- 
; gemeinschaft war. 

Es waren die breit getragenen Komitees 
gegen die Isolationsfolter, die in den 70er- 
; Jahren als erstes weltweit bekannt mach- 
; ten, wie der deutsche Staat mit der Politik 
; der Isolierung Gefangene aus der Metro- 
; polenguerilla brechen und ihre politische 
; Identität zerstören wollten. Die ersten to- 
; ten.Trakte wurden in Köln-Ossendorf und 
: Hannover eingerichtet. Ulrike Meinhof, 
; die mit Unterbrechungen fast ein Jahr im 
; Toten Trakt saß, schrieb darüber: 


PEPERPERPRERTERRERTEREERS 


„. das Gefühl, man verstummt, man 
kann die Bedeutung von Wörtern nicht 
mehr identifizieren, nur noch raten ... das 
Gefühl, innerlich auszubrennen ... Rasen- 
de Aggressivität, für die es kein Ventil gibt. 
Das ist das Schlimmste. Klares Bewusst- 
sein, dass man keine Überlebenschance 
hat.“ 

Die Toten Trakte waren Teil eines wis- 
senschaftlich ausgeklügelten Programms 
zur Zerstörung der politischen Identität 
der Gefangene, das u.a. im Sonderfor- 
schungsbereich Aggressionsforschung an 
der Universität Hamburg ausgearbeitet 
wurde. Ulrike Meinhof hatte Recht: Die 
Gefangenen hatten tatsächlich keine 
Überlebenschance. Im Herbst 1977 waren 
führende Kader der Metropolenguerilla 
RAF tot... 

Holger Meins und Sigurd Debus starben 
in Hungerstreiks, mit denen sich die re- 
volutionären Gefangenen gegen die Iso- 
lationshaftbedingungen wehrten. Sie wa- 
ren Teil des Kampfes drinnen und draußen, 
mit denen breite Bündnisse in ganz West- 
europa den Export des „Modell Deutsch- 
land“ in andere Länder verhindern woll- 
ten ... 

Mittlerweile sind die Isolationsknäste 
zum Exportschlager made in Germany ge- 
worden. Ob in Spanien nach dem Ende des 
Franco-Faschismus, in Peru und Chile, 
überall sind deutsche Sicherheitsexperten 
mit dabei, wenn es um die Einführung der 
Isolationstrakte geht. Die Kooperation 
läuft in der Regel geräuschlos. Selten läs- 
st sich die Zusammenarbeit so gut nach- 
weisen wie im Fall Peru. Experten aus dem 


dortigen Innenministerium informierten 
sich in Köln-Ossendorf über die besten 
Methoden der Isolationstechniken, wie die 
damals dort inhaftierte RAF-Gefangene 
Heidi Schulz in einem Brief bekannt 
machte. Auch mit dem türkischen Regime 
gibt es eine lange Kooperation der Si- 
cherheitsapparate. Das begann bei dem 
Massaker an der armenischen Bevölke- _ 
rung zu Beginn des letzten Jahrhunderte _ 
und ging über die Repression gegen die 
PKK und aktuell gegen die DHKP-C. 
Während hier vermeintliche Funktionä- 
rInnen der anatolischen Linken krimina- 
lisiert werden, wehren sich die revolu- 
tionären Gefangenen in der Türkei aktu- 
ell gegen die Einführung der F-Zellen, Iso- 
lationsknäste auf EU-Norm, Stammheim _ 
am Bosporus. Unterstützen wir die Ge- 
fangenen in ihrem Kampf und vergessen 
wir nicht: Noch immer sitzen 6 Gefange- 
ne teilweise seit über 20 Jahren aus der 
RAF in deutschen Knästen. Viele haben 
Isolationsfolter am eigenen Leib erfahren, 
haben sich in langen Hungerstreiks dage- 
gen gewehrt. Alle sind sie heute krank. Eva 
Haule, Rolf Heißler, Christian Klar, Brigit- 
te Mohnhaupt, Birgit Hogefeld, Rolf-Cle- _ 
mens Wagner müssen sofort und bedin- 
gungslos freigelassen werden! 

Freiheit auch für alle Gefangenen, die 
wegen emanzipatorischer politischer 
Tätigkeit im Knast sind. Zerschlagt dielso- 
lationsknäste made in Germany! | 

Freiheit ist nur möglich im Kampf um 
Befreiung . 

Wir sind im Recht! Wir werden siegen! 
gruppe mücadele 
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nicht inhaftierten Angeklagten befanden, 
war mit Menschen gefüllt (ungefähr 60 Leu- 
te) und draußen waren sogar noch Perso- 
nen, die nicht eintreten durften. Die DHKP- 
C Gefangenen wurden auf zwei kleine Ka- 
binen im Gerichtssaal aufgeteilt, die mit ei- 
ner Sicherheitsscheibe versehen sind. Hin- 
ter jeden Gefangenen wurden jeweils 2 Wär- 
ter aufgestellt, die jede kleine Bewegung der 
Gefangenen beobachteten. Im Gerichtssaal 
herrschte hohe Gendarmerie- und Polizei- 
präsenz. 

Die Gefangenen wurden, als sie den Ge- 
richtssaal betraten, von den Besuchern mit 
Applaus begrüßt und nachdem einer der Ge- 
fangenen erklärt hatte, dass Erdogan Cakir 
von Deutschland hierher gebracht wurde 
und nun willkürlich nicht vorgeführt wur- 
de, riefen die Gefangenen wütend und die 
Gendarmerie, welche die applaudierenden 
und ihren Freunden gegenüber das Sieges- 
zeichen machenden Besucher nicht dulden 
konnte, versuchte durch Warnungen einzu- 
schüchtern. Auch beim Verlassen des Ge- 
richtssaals wurden die Gefangenen be- 
klatscht. 

Quelle: Internet: http://www.linkeseite.de 
(leicht gekürzt) 


Aufruf 

Protestiert gegen die 
drohende Ausliefe- 
rung von Feriye Erdal 


Die Presseagentur Özgurluk schickte fol- 
gendes Schreiben, das als Vorlage für ein 
Protestfax an das belgische Justizministe- 
rium genutzt werden kann. 


An das belgische Justizministerium 
Aufgrund eines Auslieferungsantrages der 
Türkei wird Fehriye Erdal seit dem 26. Sep- 


1. Mai in Hamburg. Bild: res 


tember 1999 in Belgien in Haft gehalten. Die 
Haft wegen der Forderung nach Ausliefe- 
rung ist sowohl juristisch als auch mensch- 
lich und politisch falsch. 

e In der Türkei wird versucht, F. Erdal mit 
dem Artikel 146/1 zu verurteilen, sie wird 
sozusagen als Person betrachtet, die den Tür- 
kischen Verfassungsstaat mit Gewalt stür- 
zen will. Dieses Gesetz hat einen politischen 
Inhalt. Niemand kann aufgrund seiner poli- 
tischen Identität ausgeliefert werden. 

e Das Gericht, welches F. Erdal mit diesem 
Paragrafen zu verurteilen versucht, ist ein 
Staatssicherheitsgericht, es besteht aus 
Staatsanwälten und Richter militärischer 
Herkunft. Das Europäische Menschen- 
rechtsgericht erkennt die Staatssicherheits- 
gerichte und deren Urteile nicht an. F. Erdal 
auszuliefern hieße, seine eigenen Gesetze 
mit den Füßen zu treten. 

e F, Erdal, die mit Artikel 146/1 angeklagt 
ist, ist dem Todesurteil ausgesetzt. Eine Per- 
son, für dieHinrichtung gefordert wird, kann 
nicht ausgeliefert werden. 

e Die Türkei ist ein Folter- und Exekuti- 
onsstaat. Dieses wird von allen Menschen- 
rechtsinstitutionen anerkannt. F. Erdal wür- 
de im Falle einer Auslieferung eindeutig der 
Folter ausgesetzt. Niemand darf den Folte- 
rern und Mördern ausgehändigt werden. 

e F., Erdal hat aufgrund dieser Drohungen 
politisches Asyl von Ihrem Staat gefordert. 
Wenn ein Asylantrag, der trotz solch ein- 
deutiger Fakten nicht anerkannt wird, heißt 
das, wie es auch durch die Haltung gegenü- 
ber Erdal klar wird, dass das politische Asy- 
lrecht in der Praxis aufgehoben wird. 

Das kann nicht akzeptiert werden. 

Aus diesen Gründen fordern wird die so- 
fortige Freilassung F. Erdals und die Aufhe- 
bung der Barrieren vor dem Asylrecht. 


Protestadresse: 

Ministerie von Justitie, De Heer Marc Ver- 
wilghen, Minister van Justitie, Kabinet van 
de Minister von Justitie, Waterloolaan 115, 
1000 Brussel, Fax 02 / 538 07 67 


Hungerstreik in peruanischem 
Hochsicherheitsgefängnis 


„Was sie fordern, ist 


die einfachste Sache 
der Welt" 


Seit dem 1. Mai befinden sich in Peru die 
politischen Gefangenen Victor Polay, Pie- 
ter Cardenas und Miguel Rincon im unbe- 
fristeten Hungerstreik. Die drei Aktivisten 
der Revolutionären Bewegung Tupac 
Amaru sind im Hochsicherheitsgefängnis 
Callao, einem unterirdischen Betonbau auf 
einer Marinebasis, eingesperrt. Per Telefon 
sprachen wir mit Victors Mutter und der 
Mutter eines politischen Gefangenen aus 
der MRTA, der in einem anderen Gefäng- 
nis sitzt. Um sie nicht zu gefährden, nen- 
nen wir unsere zweite Gesprächspartnerin 
Maria. 


Rote Hilfe: Was sind die Forderungen der 
Hungerstreikenden? 

Otilia Polay: Was sie fordern, ist die ein- 
fachste Sache der Welt: das Ende der Isolati- 
on. Dass man sie behandelt wie in anderen 
peruanischen Gefängnissen auch. Dass sie 
wöchentlichen Besuch von Verwandten be- 
kommen können, und dass sie direkt mit 
ihren Angehörigen sprechen können. Das ist 
eine so einfache Sache, sie fordern nicht ih- 
re Freiheit, sie fordern gar nichts, au er dass 
man ihnen mehr Zeit für den Hofgang gibt 
und dass wir, die Verwandten, wenn wir sie 
besuchen, direkt mit ihnen sprechen können. 
Maria: Ihre Forderungen haben die Gefan- 
genen in vier Punkten zusammengefasst: Die 
Aufhebung der Isolation, die Abschaffung 
der Antiterrorgesetze, Zugang zu Informati- 
onsmedien, wöchentlicher Verwandtenbe- 
such. 


Rote Hilfe: Diese Forderungen wurden schon 
beim einmonatigen Hungerstreik im Oktober 
vergangenen Jahres gestellt. Was hat der da- 
malige Streik bewirkt? 

Otilia Polay: Damals haben sie nichts er- 
reicht. Damit sie den Streik beenden, hat man 
ihnen versprochen, dass man sie mit mehr 
Menschlichkeit behandelt, aber das ist nicht 
geschehen, nichts ist geschehen. 

Maria: Im Augenblick ist die Situation be- 
sonders ernst, denn es gibt hier in Peru kein 
einziges Medium, das sich dazu geäußert hät- 
te - das wenigstens die Nachricht gebracht 
hätte, dass die Gefangenen im Hungerstreik 
sind. Wie Sie wissen, gibt es in Peru keine 
Pressefreiheit, keine Meinungsfreiheit. Und 
vor allem ist es hier nicht möglich, das The- 
ma Terrorismus anzusprechen. Das ist das 
Schlimmste, weil jeder Mensch, der sich für 
jemanden ausspricht, der mit dem Vorwurf 
des Terrorismus im Knast ist, angezeigt wird. 
Ihm wird das Leben unmöglich gemacht. Man 
kann über diese Dinge nicht reden, sich für 
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niemanden, der wegen Terrorismus einsitzt, 
einsetzen. Niemand sagt etwas, auch nicht 
der Ombudsmann für Menschenrechtsfragen. 


Rote Hilfe: Wie sieht der Alltag der Häftlin- 
ge in Isolationshaft aus? 

Otilia Polay: Sie befinden sich schon seit 
mehr als sieben Jahren in einer furchtbaren 
und unmenschlichen Situation, wo man sie 
in gruftartige Gefängniszellen eingesperrt 
hat. Diese Zellen sind einen Meter achtzig 
breit und zwei Meter lang. Eine Pritsche aus 
Zement, die fünfzig Zentimeter breit ist, ist 
das einzige Mobiliar, das sie haben. Außer- 
dem ist die Latrine in diese Zelle integriert. 
Und wenn sie Wasser brauchen, müssen sie 
danach fragen. 

Die ganze Zelle ist aus Beton, und sie ist 
drei Meter hoch. In der Decke befindet sich 
eine Öffnung von 15 mal 15 Zentimetern, 
durch die das Licht fällt. Den ganzen Tag über 
herrscht also Dämmerlicht in der Zelle. 

Eine Wand ist aus gepanzertem Eisen, in 
ihr ist ein Schlitz von etwa 30 mal zehn Zen- 
timetern Größe, durch den das Essen durch- 
geschoben wird. Die Gefangenen bekommen 
das Essen also, ohne das Gesicht desjenigen 
zu sehen, der das Essen bringt. Sie dürfen 
nämlich mit keiner anderen Person als dem 
Kommandanten der Marinebasis sprechen. 

Sie haben Hofgang in einem kleinen In- 
nenhof von etwa acht Quadratmetern Größe. 
Dort können sie jeden Tag für eine halbe 
Stunde hingehen. Aber: allein! Sie werden 
nacheinander dorthin, immer jeder einzel- 
nen, weil sie einander niemals sehen dürfen. 
Siehaben wederRadio, noch Zeitungen, noch 
Zeitschriften - nichts, absolut nichts wird ih- 
nen ausgehändigt. 


Rote Hilfe: Können die Gefangenen besucht 
werden? 

Maria: Seit dem Anfang des Streiks konnten 
wir noch nicht rein, wir dürfen nur einmal 
pro Monat, für eine halbe Stunde. 

Otilia Polay: Es dürfen nur jeweils zwei An- 
gehörige die Gefangenen besuchen, das müs- 
sen Eltern, Kinder oder Ehepartner sein, nie- 
mand sonst. Auch wenn du ein Freund oder 
naher Verwandter bist: Niemand sonst darf 
sie besuchen. Für Anwälte gibt es nicht die 
geringste Möglichkeit, das Gefängnis zu be- 
treten. Die Gefangenen schicken Briefe an 
den Ombudsmann für Menschenrechte, an 
den Justizminister, doch dort kommen sie nie 
an. Für uns ist es eine Tragöde, die wir nun 
seit fast acht Jahren erleben. Ich denke, dass 
Sie in keinem Teil der Welt ein solches Ju- 
stizvollzugssystem wie in Peru finden wer- 
den. Das Ganze ist einfach ein Akt der Ra- 
che, weil die Gefangenen nie zugestimmt ha- 
ben, Papiere zu unterschreiben, die die Re- 
gierung in gutem Licht darstellen - sie waren 
nie bereit abzuschwören. 

Rote Hilfe Hamburg, am 5. Mai 00 

Wie wir nach Redaktionsschluss erfuhren, 
wollen zwei Mütter der Hungerstreikenden, 
Otilia Polay und Nila Rincon, am 11. Mai in 
einen unbefristeten Solidaritätshungerstreik 
treten. 


14 - 


Kosovo 


Hungerstreik 
gefangener Roma 
und Serben 


JÖSB (Jugoslawisch-Österreichische Soli- 
daritätsbeegung) fordert Freilassung der 
aus politischen und nationalen Gründen 
gefangenen Serben und Roma im Kosovo 
(PE vom 24.4.) 


Seit 10. April befinden sich 31 Serben und 
5 Roma im Gefängnis der UN-Protekto- 
ratsverwaltung in Kosovska Mitrovica im 
unbefristeten Hungerstreik. Einer von ih- 
nen ist minderjährig, und zwei befinden 
sich nach Angaben der UN-Polizei bereits 
in kritischem Zustand. Auslöser für die Pro- 
teste ist, dass Dutzende Nichtalbaner seit 
nun bald einem Jahr in UN-Haft gehalten 
werden, es jedoch für sie keinerlei Aussicht 
darauf gibt, dass die gegen sie erhobenen 
Vorwürfe - meist unerlaubter Waffenbesitz 
- in fairen Prozessen behandelt würden. Bis 
wurden nicht einmal Voruntersuchungen 
eingeleitet. Gleichzeitig wurde allerdings 
der Albaner Dzeljalj Ademi vom Gerichts- 
hof, der ausschließlich aus albanischen 
Richtern besteht, umgehend freigelassen, 
nachdem er bei einem Handgranatenatten- 
tat gegen die serbische Gemeinde von Mit- 
rocia, bei dem 22 serbische Zivilisten und 
14 französische NATO-Soldaten verletzt 
wurden, verhaftet wurde. Selbst von Seiten 
des von der NATO eingesetzten internatio- 
nalen Anklägers wurde die abermalige Ver- 
haftung von Ademi gefordert, die jedoch 
vom Gerichtspräsidenten Kaplan Baruti 
zurückgewiesen wurde. Die hungerstrei- 
kenden Nichtalbaner verstehen sich daher 
als politische Gefangene der UNMIK, die sie 
einzig aus nationalistischen Motiven fest- 
hält. Angesichts des von der UCK unter Dul- 
dung der NATO errichteten Terrorregimes 
gegen Nichtalbaner und kritische Albaner 
ist das ihnen vorgeworfene „Delikt „ das 
Tragen von Waffen, eine unumgängliche 
Notwendigkeit des Selbstschutzes. Die 
streikenden Serben und Roma fordern den 
sofortigen Beginn ihrer Einvernahmen 
oder, andernfalls, ihre Freilassung. 


Letzte Meldung: Hungerstreikende in 
lebensbedrohlichem Zustand 


Der Gesundheitszustand der Hungerstrei- 
kenden im Gefängnis von Kosovska Mitro- 
vica wird immer schwieriger. Nachdem der 
62-jährige Arsenije Vitosevic wegen aku- 
ter Lebensgefahr vor einigen Tagen ins 
Krankenhaus verlegt wurde, hat die Ge- 
fängnisverwaltung auch dem Gefangenen 
Vlastimir aleksic Stationäre Behandlung 
bewilligt. Nach den Worten einer Ärztin aus 
dem Stadtkrankenhaus leidet Aleksic an 
schweren Herzstörungen und Psychose. Die 


Ärzte versuchen, ihn am Leben zu erhalten. 
Ein weiterer Gefangener, der Roma Driton 
Coso, erlitt einen Kreislaufkollaps. Ihm 
wurde die Verlegung ins Krankenhaus nicht 
gestattet. Ein. weiterer Gefangener, der kol- 
labierte, lehnt die Verlegung ins Kranken- 
haus ab, er will bei den anderen Hunger- 
streikenden bleiben. 

Inzwischen haben auch die Familien der 
Gefangenen in einem Brief an den UN-Ver- 
walter Bernard Kouchner angekündigt, in 
den Hungerstreik zu treten, falls KFOR und 
UNMIK ihre Zusagen nicht einhalten. _ 


Hunderte Nichtalbaner in geheimen 
Gefäüngnissen der UCK 


Nach wie vor gelten rund 1200 kosovari- 
sche Nichtalbaner als vermisst. Augenzeu- 
genberichte lassen vermuten, dass sich ein 
Teil von ihnen in illegalen Gefängnissen der 
UCK-Nachfolgeorganisation KSK befinden. 
Nun wurde diese Sicht der Dinge durch ei- 
ne Veröffentlichung des bedingungslos 
NATO-freundlichen britischen Institute for 
War and Peace Research (IWPR Balkan Cri- 
sis Report Nr. 133, 14.4.00) bestätigt: Der 
Bericht zitiert eine lokale Gruppe des Hel- 
sinki-Komitees, wonach eine große Zahl 
von entführten serbischen Zivilisten in ei- 
ner Reihe von kleinen, über den Kosovo 
verstreuten Gefängnissen unter schlimm- 
sten Bedingungen festgehalten würden. Die 
Gefängnisse, deren genaue Zahl nicht be- 
kannt sei, würden vom KSK geführt, des- 
sen Mitglieder die Gefangenen misshan- 
delten und in etlichen bekannten Fälle so- 
gar zu Tode gefoltert haben. Das Helsinki- 
Komitee setzt sich in der Mehrzahl aus Mus- 
lime der Region im Grenzgebiet mit Mon- 
tenegro und Serbien zusammen. Mitglie- 
dern des Komitees sei es kürzlich gelungen, 
fünf der UCK-Gefängnisse im Kosovo zu 
besuchen, in Dobra Voda, Peja, Djackovica, 
Studenica and Drenovac - wo insgesamt 
zumindest 142 serbische Zivilisten gefan- 
gen gehalten würden. Außerdem gäbe es 
noch mindestens zwei UCK-Gefangenenla- 
ger in Nordalbanien, wo Serben und Ju- 
goslawien-loyale Albaner festgehalten 
würden. Dies sei auch durch eine Zeugen- 
aussage eines ehemaligen albanischen 
Häftlings gegenüber Amnesty Internatio- 
nal bestätigt worden. 

Vor einigen Wochen hat das Helsinki-Ko- 
mitee das Ergebnis seiner Nachforschungen 
der KFOR übergeben. Aber nachdem diese 
keine Anstalten gemacht hatte, der Sache 
nachzugehen, sah sich das Komitee dazu 
veranlasst, die NATO der stillschweigenden 
Komplizenschaft mit der UCK anzuklagen. 
Es behauptet, dass sofort nachdem es der 
KFOR die genauen Ortsangaben der Ge- 
fängnisse übergeben hatte, die Gefangenen 
von der UCK an andere Ort verbracht wor- 
den seien. 


Quelle: Jugoslawisch-Österreichische Soli- 
daritätsbewegung (JOSB) PF 217, A-1040 
Wien, Österreich joesb@hotmail.com 
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Marco Camenisch 


Freiheitsräume 
erweitern! 


Marco Camenisch (47) wurde 1980 in der 
Schweiz für Sabotage an Stromanlagen zu 10 
Jahren Knast verurteilt. Nach 2 Jahren ge- 
lang ihm mit 5 weiteren Gefangenen die 
Flucht, wobei ein Wärter getötet und ein wei- 
terer verletzt wurde. 1989 wurde Marco vom 
Staatsschutz und den Medien für den Tod ei- 
nes schweizerischen Grenzwächters verant- 
wortlich erklärt. In Italien war Marco mit dor- 
tigen anarchistischen GenossInnen u.a. ge- 
gen die Nuklearindustrie politisch aktiv. 
1991, nach einem Schusswechsel mit der ita- 
lienischen Polizei, wurde er verhaftet, wobei 
er an beiden Beinen und ein Polizist leicht 
am Arm verletzt wurden. Wegen schwerer 
Körperverletzung und Sabotage wurde er zu 
12 Jahren verurteilt. Danach wird er an die 
Schweiz ausgeliefert werden. In permanen- 
ter Kleingruppenisolation ohne Freiheit-, 
Sport- und nennenswerte Arbeitsmöglich- 
keiten müssen er und andere politische und 
soziale Hochsicherheitsgefangene sich 20 
Stunden täglich in ihren Zellen aufhalten. 
Seinen anarchistischen Willen haben die 
Herrschenden nicht brechen können! 

Seit dem 5. November 1991 widersteht 
Marco Camenisch dem italienischen Knast- 
system, indem er für seine Menschenwürde 
kämpft und keiner Autorität unterwürfig ist. 

Marco gehört zur rebellischen Generation 
der 70er-Jahre. Hart wurde er bestraft (und 
sitzt immer noch), weil er in der Schweiz ge- 
gen eine kriminelle, nukleare Politik den 
Kampf aufgenommen hatte, die u.a. für die 
Ausbeutung und Zerstörung von Mensch, 
Gesellschaft, Umwelt und Natur verantwort- 
lich ist. In diesen langen Jahren der Knast- 
zeit hat sich Marco weiterhin mit der Außen- 
welt auseinandergesetzt. Er hat Analysen er- 
arbeitet und nützliche Übersetzungen ge- 
macht, um einen weitläufigen, ökosozialen 
Kampf mitzuentwickeln. 

Mit Hungerstreiks und individuellen Pro- 
testen hat er immer weiter gekämpft, damit 
die paar wenigen Rechte eines Gefangenen, 
die jede „Demokratie“ verspricht, nicht ganz 
Makulatur werden. Eingeschränkte und ver- 
letzte Rechte, wo Knastbesuche durch Ver- 
wandte verkompliziert und durch Bekannte 
schlicht verboten sollen, wo notwendige ärzt- 
liche Versorgung ungenügend ist oder ver- 
weigert wird, keinerlei sogenannte „Wieder- 
eingliederungsmaßnahmen“, dafür repressi- 
ve und erniedrigende Schikanen auch ge- 
genüber Verwandten durch lange Wartezei- 
ten bei Besuchen, unnötig erniedrigende Lei- 
besdurchsuchungen und Zellenfilz, unrecht- 
mäßig behinderter Postverkehr, Verlegungen 
nach einer Vorankündigung von einer hal- 
ben bis zu einer Stunde, immer wieder neue, 
in der Haftzeit angesiedelte, beliebige und 
haltlose Ermittlungs- oder Gerichtsverfahren 
wegen „subversiver Vereinigung“ oder ähn- 


lichem gegen Gefangene und den sich soli- 
darisch verhaltenden Verwandten und Be- 
kannten (Justizterror). 

Die übliche, „demokratische“, italienische 
Komödie, die diejenigen zu belohnen ver- 
spricht, welche durch Unterwerfung und An- 
passung die Regeln der dreckigen Gesell- 
schaft akzeptieren und diejenigen bestraft, 
die nicht bereit sind, KomplizInnen zu wer- 
den, sowohl im Knast wie auch draußen. 

Durch 20 Jahre Unterdrückung, Verweige- 
rung der individuellen Freiheit und der kol- 
lektiven Rechte, die durch die Revolten der 
70iger Jahre erkämpft wurden, wird versucht 
radikalem Widerstand jeglichen Sinn zu be- 
rauben. Die moderne, totalitäre „Demokra- 
tie“ von heute toleriert nicht mehr kritisiert 
zu werden. Die „neuen national-progressi- 
ven Herrscher“ haben, nachdem sie den Krieg 
auf de Balkan losgetreten haben, sehr klar ge- 
antwortet: Neoliberalismus in der Ökonomie, 
Ausbau der Repressionskräfte für diejenigen 
Menschen, welche sich nicht der neuen Welt- 
ordnung unterordnen wollen. 

Besonders heute ist es unerlässlich, sich mit 
den Gefangenen aus dem Widerstand zu so- 
lidarisieren um deren unhaltbare Isolation 
und Kriminalisierung zu durchbrechen! 
Kontakt zu Marco: 

Marco Camenisch, Via Sforzesca 49, 28100 
Novara, Italien (Marco spricht 

fließend Deutsch!) 

Text verfasst und verbreitet von Anarchist 
Black Cross (ABC) Innsbruck. 

Überarbeitet von Marco Camenisch. 


Rechtsfreier Raum 


Die JVA Bruchsal hat dem gefangenen Reds- 
kin Thomas Meyer-Falk jeglichen Kontakt 
mit den Anarchist Black Cross (ABC) in Oster- 
reich verboten und damit die Repressions- 
und Isolationsmaßnahmen, von denen wir in 
der letzten Ausgabe berichteten, weiter ver- 
schärft (s. Al 232). 


Blockiererin vor Gericht 


An der Rhein-Main-Airbase, von wo aus 
während des Angriffskrieges gegen Jugosla- 
wien täglich ca. 100 US-amerikanische Mi- 
litärmaschinen starteten, um NATO-Kampf- 
flugzeuge zu versorgen, fanden am 9. und 30. 
Mai 1999 Blockaden der Zufahrtsstraßen 
statt. An der Absicherung der Airbase waren 
jeweils ca. 100 PolizistInnen, die teilweise 
dem Sondereinsatzkommando und dem 
Staatsschutz angehörten, beteiligt. Zudem 
kreiste während der gesamten Zeit ein Hub- 
schrauber über den Demonstranten, die Po- 
lizei erfasste alle Teilnehmer per Videokame- 
ra. Nachdem die Zufahrtsstraße der Airbase 
etwa 20 Min. blockiert wurde, begann die Po- 
lizei mit der Räumung. Im Zuge der folgen- 
den 40 Min. wurden die BlockiererInnen ein- 
zeln fortgetragen und teilweise mit Videoka- 
mera erkennungsdienst behandelt. Ansch- 
ließend wurden alle TeilnehmerInnen der 


Blockade festgenommen und nach Frankfurt 
in das Gefängnis in der Klapperfeldstr. Trans- 
portiert. Dort wurden von einigen Teilneh- 
merInnen Fingerabdrücke genommen und 
Fotos gemacht. Wegen der Teilnahme an den 
Blockaden wurden gegen mindestens Buß- 
gelder verhängt. Viele derKriegsgegnerInnen 
zahlten dieses Bußgeld allerdings nicht, wo- 
mit die Zuständigkeit an das Amtsgericht 
Frankfurt fiel, wo es bisher zu einem Prozess 
gegen eine Blockiererin gekommen ist und 
weitere anstehen. 

Am Montag, den 3. April, wurde das Ver- 
fahren gegen Monika K. in der Hauptver- 
handlung auf Kosten der Staatskasse einge- 
stellt. Der antimilitaristischen Blockiererin 
war vorgeworfen worden, gegen das Ver- 
sammlungsgesetz verstoßen zu haben. Ob- 
wohl Monika K. argumentierte, dass die Fra- 
ge der Verfassungswidrigkeit des Angriffs- 
krieges für die Beurteilung der ihr vorgewor- 
fenen Ordnungswidrigkeit relevant ist, lehn- 
te der Richter jede Stellungnahme zur Ver- 
fassungswidrigkeit ab, u.a. mit der Ausflucht, 
dass „Gerichte nicht dazu da sind, politische 
Auseinandersetzungen zu führen“ Monika K. 
habe das Recht, ihre Meinung zu äußern, aber 
„das normabweichende Verhalten einer Per- 
son rechtfertigt nicht das normabweichende 
Verhalten einer anderen Person“ Deshalb 
könne er die Angeklagte nicht freisprechen. 
Monika K. nahm die Einstellung an. (Nach 
einem Flugblatt der DFG-VK Frankfurt) 


Weitere Repression 
gegen Peter Wagner 


Da er sich gegen die zwanghafte Entnahme 
einer Speichelprobe gewehrt hat, wurde er zu- 
sätzlich zu einem Jahr Haft ohne Bewährung 
verurteilt (s. AI 231). 

Wegen seines Widerstandes war er in den 
Bunker verschleppt und 5 Tage später zwangs- 
verlegt worden. Zwischenzeitlich behauptet 
die Anstaltsleitung, das Inventar seiner Zelle 
sei zerstört bzw. abhanden gekommen. Des- 
wegen werden Peter monatlich 30 DM von sei- 
nem „Lohn“ abgezogen, der gerade mal 120 
bis 150 DM beträgt. Im Angehörigen Info 232 
veröffentlichten wir einen Artikel zum gene- 
tischen Fingerabdruck (DNA-Tests). Diese 
Ausgabe erhielt Peter nicht! 

Seine Adresse: Peter Wagner, Möhlendyck 50, 
47508 Geldern 


Demonstration in Leverkusen, dem Sitz 
der BAYER-Konzernzentrale 

20. Mai, Rathausvorplatz Leverkusen- 
Wiesdorf, 11.00 Uhr 

„Der plötzliche Tod ist eine deutsche 
Spezialität" 


Es rufen auf: Vereinigung der Verfolgten des Nazi- 
regimes / Bund der Antifaschisten Leverkusen; Un- 
abhängige AntifaschistInnen Leverkusen; Coordi- 
nation gegen Bayergefahren (CBG) Düsseldorf; Mu- 
mia-Abu-Jamal-Solidaritätstreffen Köln; Antifa 
Leverkusen 
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Medizinische Behandlung 
verweigert 


Rainer Dittrich 
im Hungerstreik 


Erklärung: 


Seit nunmehr 9 Monaten sehe ich mich 
dem deutlich erkennbaren Versuch der po- 
litisch und juristisch Verantwortlichen für 
meine Haftbedingungen gegenüber, über 
den Weg der Vernichtung durch Haft ent- 
scheidenden Einfluss zu nehmen auf mei- 
nen gesundheitlichen Zustand und damit 
zugleich auf mein aktives politisches Wir- 
ken aus der Kerkerzelle heraus. 

Eine besondere Rolle als Erfüllungsgehil- 
fInnen zur Durchsetzung dieses politisch- 
juristischen Ziels der Vernichtung von Ge- 
fangenen über die Haftbedingungen neh- 
men wieder einmal die Verantwortlichen 
der medizinischen Abteilung des Knastes 
war und an deren Spitze der Knastarzt. 

Alsich nach langjährigem Verzögern und 
Verschleppen am 24.8.99 durch Vertrau- 
ensärzte in der Lübecker Uni-Klinik an der 
Wirbelsäule operiert wurde, geschah das 
unter den allseits bekannten Vorgaben der 
„Sicherheit“. 

Schon am Vormittag des 27.8.99 wurde 
ich in den Lazaretttrakt des Knastes zurück- 
verfrachtet. 

Den Uni-Ärzten wurde dabei die Zusi- 
cherung gegeben, dass ich in ihrem Sinne 
dort weiterbehandelt werden würde. 

Wie sah und sieht nun die Praxis aus: 

Notwendige heiße Wannenbäder wurden 
bis Dezember ‘99 verweigert. Mir war „er- 
laubt“, 2x je Woche zu duschen. 

Fango-Behandlungen wurden bis De- 
zember ‘99 verweigert. 

Ende September ‘99 wurde die Heizan- 
lage in der Krankenzelle kalt. Ein Anfahren 
derselben wurde verweigert. 

Bis einschließlich 7.10.99 war praktisch 
Außentemperatur gleich Innentemperatur. 

Durch diese gezielte Maßnahme seitens 
der Verantwortlichen der Knastleitung kam 
es zu einem totalen Rückfall und ich wur- 
de auf den Reha-Stand von kurz nach der 
OP vom 24.8.99 zurückgeworfen. 

Während dieser Maßnahme gegen mich 
wurden selbst heiße Wannenbäder verwei- 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 


Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, email: 
gnn-hhsh@otelo-online.de Herausgeber : Angehö- 
rige und FreundInnen politischer Gefangener in der 
BRD, Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 
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gert. 

Auch das Bereitstellen eines Heizlüfters 
wurde verweigert. Ebenso wurde ich nicht 
in eine beheizte Krankenzelle verlegt. Die- 
ser Heizlüfter wurde dann zynischerweise 
am 11.10.99 (!) in die Krankenzelle gestellt. 
Also lange nach Inbetriebnehmen der Heiz- 
anlage. 

AufFrage der staatlichen Ermittler in die- 
ser Sache, warum denn nicht sofort ein 
Heizlüfter in die Zelle gestellt worden sei, 
antwortete der Verantwortliche Traktlei- 
ter/Lazarett: „Ich weiß es nicht; das ist nicht 
üblich.“ 

Nach diesen Vorfällen wurden meine be- 
stehenden Haftbedingungen per Verfügung 
weiter verschärft. 

Eine Nachuntersuchung durch die Uni- 
Ärzte am 12.10.99 wurde gestrichen. Am 
13.10.99 wurde mir die verschärfte „Si- 
cherheitsverfügung“ in Auszügen durch ei- 
nen aus der Knastleitung eröffnet. „Be- 
gründung“: Angebliche Fluchtgefahr. 

Erst nach Monaten und hartem Drängen 
bekamen wir von den Verantwortlichen für 
diese Vorgänge einen Kurzhinweis auf die 
angeblichen Hintergründe: 

Den Staatsanwälten würde ein „vertrau- 
licher Hinweis“ vorgelegen haben, dass ich: 
„... während eines Krankentransportes von 
der JVA zur Uni-Klinik Lübeck von einem 
Kommando ‚Horst Meyer’ befreit ...“ wer- 
den solle. 

Ein an Dreistigkeit kaum noch zu über- 
bietendes Konstrukt der politisch und juri- 
stisch Verantwortlichen. 

Wie die Transporte und sonstigen Maß- 
nahmen durch die Sondereinsatzkräfte aus- 
gesehen haben, braucht keiner weiteren Be- 
schreibung. Ich benötigte immer jeweils ei- 
nen ganzen Tag, um mich einigermaßen da- 
von zu erholen. 

In der Woche vor dem 7.4. 2000 dann 
wurde ich hinter vorgehaltener Hand dar- 
über informiert, dass beabsichtigt sei, die 
medizinische Behandlung einzuschränken. 

Auf meine sofortige Beschwerde kam ei- 
ne Woche lang nichts und dann die Verfü- 
gung der Verantwortlichen, dass Teile der 
Behandlungen/Versorgung eingestellt 
wird. 

Auf die Beschwerden dagegen dann die 
umgehende Reaktion: 

Mit Wirkung des 11.4.2000 wurde die 
komplette medizinische Behandlung ver- 
weigert. Einschließlich derMedikamente ab 
24.4.2000. 

Von diesem 11.4.2000 an bin ich ohne Be- 
handlung. 


42.32. - Einzelpreis : 3,00 DM. Ein Halbjahresabon- 
nement kostet 27,00 DM (Förderabonnement 30,00 
DM), Buchläden, Infoläden und sonstige Weiterver- 
käufer erhalten bei Bestellung ab 3 Stück 30 % Ra- 
batt, ab 50 Stück das Heft zu 1,90 DM. Bei Bestel- 
lungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder Uber- 
weisung auf das folgende Verlagskonto : Hamburger 
Sparkasse, BLZ 200 505 50, Konto-Nr. 1269/122 311. 
Herstellung und Drucklegung : GNN Gesellschaft für 
Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung, 
Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / Hamburg 


Dass ich nicht ein einziges Mal vom ver- 
antwortlichen Mediziner des Knastes an- 
gehört worden bin, bevor derartige ein- 
schneidende Maßnahmen veranlasst wur- 
den, versteht sich angesichts dieser Konti- 
nuitäten schon von selbst. 

Die angerufenen Gerichte haben in den 
zurückliegenden 3 Wochen, die dieser Zu- 
stand der vollständigen Nichtversor- 
gung/Nichtbehandlung andauert, keine 
Entscheidung getroffen. Auch die Justiz- 
ministerin setzt mit Schreiben an den RA 
vom 26.4.2000 auf „... einen längeren Zeit- 
raum“ Da allen Beteiligten bekannt ist, dass 
ich schon jetzt mehr als 20 kg an Körper- 
gewicht verloren habe, ist das Ziel des Vor- 
gehens ersichtlich: Es soll auf Dauer ein Zu- 
stand herbeigeführt werden, der mir einen 
Kampf gegen dieses System BRD aus der 
Zelle heraus nicht mehr möglich macht. 

Das genutzte Instrument ist das der ge- 
zielten Zerstörung. 

Dieses Instrumentarium schlage ich den 
politisch und juristisch Verantwortlichen 
hier und jetzt aus ihren Händen. Mit dem 
heutigen Dienstag, 2.5.2000, beginne ich 
den unbefristeten Hungerstreik. Um den für 
diese Situation Verantwortlichen auch jede 
Illusion zu nehmen, angesichts meiner 
schon stark angegriffenen Gesundheit ins- 
besondere im Verbund mit dem Gewichts- 
verlust bis zum heutigen Tag auf dem bal- 
digst eintretenden Zustand des Verlustes 
der „freien Willensentscheidung“ zu hof- 
fen, um die allseits bekannten Folterungen 
der Zwangsernährung anzuwenden und so 
auf Abbruch des Kampfes zu setzen, kün- 
dige ich schon jetzt das Übergehen vom un- 
befristeten HS in den zusätzlichen Durst- 
streik an. Diese Verschärfung der Kampf- 
maßnahme wird auf jeden Fall noch zum 
Zeitpunkt freier Willensentscheidung von 
mir getroffen werden. 

Ich fordere: 

B Sofortige Wiederaufnahme der medizini- 
schen Versorgung/Behandlung 
insbesondere die Wiederaufnahme der Phy- 
siotherapie 

DB Wiederaufnahme der unterstützenden 
Fango-Behandlung 2x je Woche 

Ð Wiederaufnahme der unterstützenden 
heißen Wannenbäder 3x je Woche 

B Das Zur-Verfügung-Stellen von techni- 
schen und physikalischen unterstützenden 
Mitteln, wie von den Uni-Ärzten mit sehr 
frühen Schreiben empfohlen 


Rainer Dittrich 
Lübeck, 2.5.2000 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme*“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 234: So, 4.6.00 


